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Zusammenfassung

Deutschland steht durch die schnelle Verbreitung des Corona-Virus, durch den Strukturwandel und
die sich abzeichnenden (auch ökologischen) Transformationsprozesse vor Herausforderungen bis-
lang unbekannten Ausmaßes. Eine Reihe von Gesetzesänderungen sollen dazu beitragen, die nötige
Anpassungen zu bewältigen. Das IAB äußert sich in seiner Stellungnahme zu ausgewählten Aspek-
ten der folgenden geplanten Gesetzesänderung und Anträge verschiedener Bundestagsfraktionen:

• „Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der beruflichen Weiterbildung im Strukturwandel und
zur Weiterentwicklung der Ausbildungsförderung“ der Fraktionen von CDU/CSU und SPD

• Antrag von Abgeordneten der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Arbeitslosenversicherung zur
Arbeitsversicherung weiterentwickeln“

• Anträge von Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE „Berufliche Weiterbildung stärken – Weiter-
bildungsgeld einführen“, „Arbeit in der Transformation zukunftsfest machen“, „Arbeitslosenver-
sicherung stärken – Arbeitslosengeld verbessern“ sowie „Arbeitslosenversicherung stärken – Ar-
beitslosengeld Plus einführen“.

Zu den einzelnen Themenbereichen diskutiert das IAB Evaluationsergebnisse und stellt seine Be-
wertung vor. Die Ausführungen behandeln Anpassungen bei der Kurzarbeit, die Ausweitung der
Weiterbildungs- und Ausbildungsförderung, die Weiterentwicklung der Arbeitslosenversicherung
sowie weitere Themengebiete.

Die Stellungnahme des IAB erfolgte anlässlich der geplanten öffentlichen Anhörung im Ausschuss
für Arbeit und Soziales des Deutschen Bundestags am 23.3.2020. Die Anhörung wurde aufgrund der
Corona-Krise kurzfristig abgesagt.

Abstract

Due to the rapid spread of the corona virus, structural change and emerging (also ecological)
transformation processes, Germany is facing challenges of an unprecedented extent. Several legal
changes aim to support required adjustments. In its statement, the IAB comments on selected
aspects of the following planned legislative changes and proposals from various parliamentary
groups:

• ”Draft law to promote occupational training during times of structural change and develop
training support” of the CDU / CSU and SPD parliamentary groups

• Motion by members of the BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN parliamentary group to develop the
unemployment insurance into an employment insurance

• Motions by members of the DIE LINKE parliamentary group: ”Strengthening occupational
training – introducing further training allowances”, ”Making work in transition fit for the
future”, ”Strengthening the unemployment insurance – improving unemployment benefits” and
”Strengthening the unemployment insurance – introducing unemployment benefits plus”.

The IAB discusses evaluation results and presents its assessment on the subjects covered by the
draft law and the proposals. The explanations deal with adjustments for short-time work, the
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expansion of occupational education and training, the development of the unemployment benefit
system as well as further areas.

The IAB commented on the occasion of the planned public hearing of the Committee on Labor and
Social Affairs of the German Bundestag on March 23, 2020. The hearing was canceled due to the
Corona crisis.
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1 Vorbemerkung

Das IAB äußert sich in dieser Stellungnahme zu ausgewählten Aspekten des „Entwurf eines Geset-
zes zur Förderung der beruflichen Weiterbildung im Strukturwandel und zur Weiterentwicklung
der Ausbildungsförderung“ der Fraktionen von CDU/CSU und SPD, zum Antrag von Abgeordneten
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Arbeitslosenversicherung zur Arbeitsversicherung weiter-
entwickeln“ sowie den Anträgen von Abgeordneten der Fraktion DIE LINKE „Berufliche Weiterbil-
dung stärken – Weiterbildungsgeld einführen“, „Arbeit in der Transformation zukunftsfest machen“,
„Arbeitslosenversicherung stärken – Arbeitslosengeld verbessern“ sowie „Arbeitslosenversiche-
rung stärken – Arbeitslosengeld Plus einführen“.

2 Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU/
CSU und SPD

2.1 Ausgangslage und Ziele

Deutschland steht durch die schnelle Verbreitung des Corona-Virus vor Herausforderungen bislang
unbekannten Ausmaßes. Bereits vor der aktuellen Krise zeichneten sich strukturelle und konjunktu-
relle Herausforderungen ab. Der Strukturwandel verändert zudem die Anforderungen an Qualifika-
tionen und Kompetenzen der Beschäftigten; die Transformationsprozesse erfordern qualifikatori-
sche Anpassungen. Die geplanten Gesetzesänderungen sollen dazu beitragen, in betroffenen Bran-
chen und Regionen Arbeitslosigkeit zu vermeiden und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beim
Übergang in neue Beschäftigungsmöglichkeiten zu unterstützen. Eine zentrale Rolle kommt dabei
der Aus- und Weiterbildung der Beschäftigten zu. Vor diesem Hintergrund sieht der Entwurf eines
Gesetzes zur Förderung der beruflichen Weiterbildung im Strukturwandel und zur Weiterentwick-
lung der Ausbildungsförderung verschiedene Anpassungen bei der Kurzarbeit, der Weiterbildungs-
und Ausbildungsförderung vor.

2.2 Kurzarbeit

Die geplante Ergänzung zu § 109 SGB III sieht eine bis Ende 2021 befristete Verordnungsermächti-
gung für die Bundesregierung vor. Aufgrund außergewöhnlicher Umstände auf dem Arbeitsmarkt
kann sie ohne Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung den Anteil der betroffenen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die vom Entgeltausfall betroffen sein können, auf bis zu
10 Prozent herabsetzen, auf den Einsatz negativer Arbeitsplatzsalden verzichten und eine vollstän-
dige oder teilweise Erstattung der Arbeitgeberbeiträge bei Kurzarbeit einführen. Ergänzt wird die
Regelung in § 11a SGB III durch eine geplante, ebenfalls befristete Verordnungsermächtigung zur
Vergütung bei Kurzarbeit in der Leiharbeit.1

1 Diese Regelungen wurden vorgezogen bereits am 13.3.2020 als „Gesetz zur befristeten krisenbedingten Verbesserung der Rege-
lungen für das Kurzarbeitergeld“ beschlossen.
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Bewertung

Die geplante Verordnung dürfte aktuell der wichtigste Bestandteil des Gesetzesvorhabens sein.
Kurzarbeit hat sich als Maßnahme bewährt, um Betrieben und ihren Mitarbeitern über eine vor-
übergehende Auftragsschwäche hinweg zu helfen (z. B. Gehrke et al. 2016). Unterstützt der Staat
die Firmen dabei, ihre Mitarbeiter zu halten, profitieren davon zunächst die Mitarbeiter, im nächsten
Aufschwung auch die Firmen, und schließlich aufgrund geringerer Arbeitslosigkeit die Gesellschaft.

Durch die Corona-Krise steht Deutschland vor Herausforderungen bisher unbekannten Ausmaßes.
Für eine solch extreme Ausnahmesituation ist die geplante Ermächtigung angemessen. In weni-
ger kritischen Situationen sollte der übliche Gesetzgebungsprozess eingehalten und Regeln sollten
nicht laufend verändert werden (Weber 2019b). Denkbar wäre auch ein regelbasiertes Verfahren,
bei dem die Kurzarbeitsregeln automatisch angepasst würden, wenn ein Abschwung diagnostiziert
wird.

2.3 Berufliche Weiterbildung

2.3.1 Weiterentwicklung des Qualifizierungschancengesetzes

Mit der Einführung des Qualifizierungschancengesetzes zum 1.1.2019 hat die Bundesregierung
die Weiterbildungsförderung für bestimmte arbeitslose und beschäftigte Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer ausgeweitet. Die Förderung durch Erstattung der Weiterbildungskosten und eines
Arbeitsentgeltzuschusses für Beschäftigte wurde dabei nach Betriebsgröße gestaffelt. Kleine
Arbeitgeber werden stärker gefördert als große, die sich stärker an den Weiterbildungskosten betei-
ligen müssen. Der Gesetzentwurf weitet diese Fördermöglichkeiten aus:

Der neue § 82 (4) SGB III regelt, dass Beschäftigte und Arbeitgeber unabhängig von der Betriebs-
größe um 5 Prozentpunkte höhere Zuschüsse in der beruflichen Weiterbildungsförderung erhal-
ten können, wenn eine Betriebsvereinbarung oder ein Tarifvertrag vorliegt, der betriebsbezogen
berufliche Weiterbildung vorsieht. Die bestehenden Zuschussmöglichkeiten durch das Qualifizie-
rungschancengesetz werden durch § 82 (5) SGB III sowohl bei den Lehrgangskosten als auch bei den
Zuschüssen zum Arbeitsentgelt um 10 Prozentpunkte erhöht, wenn bei mindestens einem Fünftel
der Belegschaft eines Betriebes qualifikatorische Anpassungen erforderlich sind. Zudem will der
Gesetzentwurf Sammelanträge in der Weiterbildung ermöglichen, wenn eine Gruppe von Beschäf-
tigten mit vergleichbarer Ausgangsqualifikation, vergleichbarem Bildungsziel oder vergleichbarer
Fördernotwendigkeit qualifiziert werden soll.

Evaluationsergebnisse

Bei Investitionen in Weiterbildung stellt sich immer auch die Finanzierungsfrage (Becker 1964). Eine
Weiterbildungsförderung für Beschäftigte ist dann angeraten, wenn sie entweder effizient ist oder
als gerecht angesehen wird (Bassanini et al. 2005). Bei intensivem Wettbewerb könnten Unterneh-
men zögern, ihre Beschäftigten weiterzubilden, da Konkurrenzunternehmen diese abwerben und
damit von Weiterbildungsinvestitionen in allgemeines Humankapital profitieren würden (Stevens
1994). Informationsasymmetrien können zu einem suboptimalen Weiterbildungsangebot führen,
da die Unternehmen möglicherweise gar nicht wissen, dass sich Ausbildungsinvestitionen aus-
zahlen, oder sich unsicher über die Erträge von Weiterbildung sind. Unsicherheiten können auch
aus den Folgen der nur schwer vorhersehbaren technologischen Umbrüche resultieren. Zudem
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bestehen ökonomische und gesellschaftliche Externalitäten von Bildungsinvestitionen, da etwa
Wirkungen auf die Vermeidung von Arbeitslosigkeit im betriebswirtschaftlichen Kalkül nicht ein-
bezogen werden. Wenn infolgedessen ein Marktversagen auftritt, rechtfertigt dies staatliche Ein-
griffe zur Subventionierung beruflicher Weiterbildung. Allerdings ist es schwierig, ein entsprechen-
des Marktversagen empirisch zu belegen (Bassanini et al. 2005). Die Förderung beruflicher Weiter-
bildung lässt sich alternativ aus einer Gerechtigkeitsperspektive begründen, wenn angestrebt wird,
dass alle Beschäftigten Zugang zu beruflicher Weiterbildung erhalten sollen.

Für unterschiedliche Zugangsmöglichkeiten zu Weiterbildung lässt sich eine Vielzahl empirischer
Hinweise finden. Janssen und Leber (2015) zeigen, dass im Jahr 2014 etwa die Hälfte aller Betriebe
Weiterbildungsmaßnahmen förderten. Der Anteil der Beschäftigten, die an Weiterbildung teilnah-
men, lag bei Berücksichtigung aller Betriebe bei knapp einem Drittel. Ein erheblicher Teil der
Beschäftigten partizipiert also zeitweise oder dauerhaft nicht an betrieblicher Weiterbildung. Empi-
rische Studien bestätigen dabei immer wieder, dass die Wahrscheinlichkeit der Teilnahme an Wei-
terbildung mit der Qualifikation steigt. Schröder et al. (2004) zeigen, dass es Personen gibt, die in
ihrem Erwerbsleben nie an beruflichen Weiterbildungen teilnehmen. Überrepräsentiert sind unter
ihnen formal geringer Qualifizierte, Arbeiter, Beschäftigte mit einer ausführenden (statt organisie-
renden) Tätigkeit, Geringverdienende und Personen, denen die eigene Bereitschaft zu einer finan-
ziellen Investition in eine Weiterbildung fehlt. Heß et al. (2019) zeigen, dass Beschäftigte mit einem
hohen Anteil an Routinetätigkeiten – die potenziell leichter ersetzbar sind – deutlich seltener an
Weiterbildung teilnehmen als Beschäftigte, die weniger Routinetätigkeiten ausüben.

Für Betriebe scheinen sich eigene Weiterbildungsanstrengungen auszuzahlen: Wie Analysen auf
der Basis von Betriebsdaten zeigen, steigt die Produktivität der Beschäftigten in der Folge stärker
als ihre Löhne (zum Beispiel Konings/Vanormelingen 2015). Stegmeier (2012) zeigt dabei, dass in
Deutschland Betriebe mit Betriebsräten stärker in die Weiterbildung ihrer Beschäftigten investieren
als solche ohne Betriebsrat; gleichzeitig sind Betriebe mit Betriebsrat im Mittel produktiver (Müller
2012). Wie hoch die individuellen Erträge der nicht staatlich geförderten betrieblichen Weiterbil-
dung für Beschäftigte sind, lässt sich empirisch nur schwer kausal nachweisen. Dies liegt auch an
den komplexen Selektionsprozessen. An Weiterbildung nehmen vor allem Personen teil, die sich
hohe Weiterbildungserträge versprechen. Für Betriebe ist es rational, solche Beschäftigte zu för-
dern, bei denen sie hinreichend hohe Weiterbildungserträge erwarten. Die Anreize steigen weiter,
wenn es sich um betriebsspezifische Investitionen handelt und Beschäftigte längerfristig im Unter-
nehmen gehalten werden sollen.

Zu den Wirkungen des erst seit gut einem Jahr geltenden Qualifizierungschancengesetzes gibt es
bisher keine empirischen Befunde. Zum Vorläuferprogramm WeGebAU, mit dem die BA die berufli-
che Weiterbildung von Beschäftigten finanziell unterstützte, liegen aber bereits mehrere Wirkungs-
analysen vor (Dauth/Toomet 2016; Dauth 2019). Insgesamt weisen sie auf leicht positive Effekte der
Förderung auf der individuellen Ebene hin, wobei das Ausmaß an Mitnahme – Betriebe nehmen För-
derung für Weiterbildungen in Anspruch, die sie auch ohne Förderung durchgeführt hätten – aller-
dings nicht bekannt ist. Solche Mitnahmeeffekte sind nicht auszuschließen und treten bei größeren
Unternehmen vermutlich mit einer höheren Wahrscheinlichkeit als bei kleineren Unternehmen auf.

Bewertung

Grundsätzlich stehen große Anpassungen im Qualifikationsbedarf der Beschäftigten an, etwa durch
technische Veränderungen wie die Elektromobilität oder die Digitalisierung, oder durch die sich

IAB-Stellungnahme 3|2020 9



abzeichnende ökologische Transformation der Volkswirtschaft (z. B. Wolter et al. 2016; Mönnig et al.
2018). Gelingt die Anpassung im Arbeitsmarkt nicht, ist ein Aufbau struktureller Arbeitslosigkeit zu
befürchten, wie er seit den 1970er bis in die 2000er Jahre zu beobachten war. So zeigen Klinger und
Weber (2016) für diese Entwicklung, dass der seinerzeitige Aufbau durch Verfestigung einmal ent-
standener Arbeitslosigkeit zustande kam. Hutter und Weber (2017) finden zudem negative Arbeits-
markteffekte von qualifikationsverzerrtem technischen Fortschritt, der also hohe Qualifikationen
begünstigt und niedrigere benachteiligt und deshalb mit Anpassungsbedarf verbunden ist.

Wenn die privaten Akteure allein, z. B. aufgrund von Unsicherheiten über die Erträge von Weiterbil-
dung oder positiven externen Effekten, kein ausreichendes Qualifizierungsniveau erreichen, kann
eine Unterstützung von staatlicher Seite bei der Weiterbildungsfinanzierung sinnvoll sein. Simula-
tionsrechnungen (Kruppe et al. 2019) zeigen zudem, dass derartige Investitionen im Falle positiver
Lohn-, Beschäftigungs- und Produktivitätseffekte (vgl. dazu u. a. die Quellen in Kruppe et al. 2019)
auch dem Staat hohe fiskalische Rückflüsse bringen können. Bei Weiterbildungsentscheidungen
spielen finanzielle Aspekte eine wichtige Rolle, aber auch weitere individuelle Gründe und Restrik-
tionen (Osiander/Stephan 2018).

Eine Aufstockung der Zuschüsse aus dem Qualifizierungschancengesetz unter bestimmten Bedin-
gungen ist aufgrund der oben geschilderten hohen Bedeutung von Weiterbildungspolitik nachvoll-
ziehbar. Höhere Zuschüsse erhalten erstens alle Betriebe (auch KMU) bei Vorliegen einer Betriebs-
vereinbarung oder eines Tarifvertrags, der betriebsbezogen berufliche Weiterbildung vorsieht. Dies
kann, wie in der Gesetzesbegründung ausgeführt, Anreize für die Sozialpartner setzen, die Weiter-
bildung von Beschäftigten generell stärker in entsprechenden Vereinbarungen zu verankern. Zwei-
tens steigen die Zuschussmöglichkeiten für Betriebe, bei denen ein hoher Anteil an Beschäftigten
qualifiziert werden muss. Neben den bestehenden Einschränkungen des Gesetzes (u. a. Förderung
für eine Person nur alle vier Jahre, nur wenn der Job vom Strukturwandel bedroht ist und nur bei
Maßnahmen von mindestens vier Wochen) ist für höhere Zuschüsse allerdings eine weitere Vor-
aussetzung zu erfüllen, nämlich, dass die beruflichen Kompetenzen von mindestens 20 Prozent
der Beschäftigten eines Betriebes den betrieblichen Anforderungen voraussichtlich nicht oder teil-
weise nicht mehr entsprechen. Dies kann Unternehmen bei der Bewältigung gravierender betrieb-
licher Veränderungen unterstützen und damit sachgerecht sein, wobei die Grenze von 20 Prozent
jedoch willkürlich gezogen erscheint und nicht immer problemadäquat sein muss.

Allerdings tendieren die geplanten und bestehenden Regelungen dazu, Förderung erst zu akti-
vieren, wenn Beschäftigte ins Hintertreffen geraten sind. Aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive
könnten sich solche defizitorientierten Kriterien als ungeeignet herausstellen, um einen umfassen-
den strukturellen Wandel erfolgreich zu bewältigen. Um mit den Änderungen der Arbeitswelt Schritt
zu halten und die individuellen Arbeitsmarktchancen zu sichern, wird lebenslanges Lernen immer
wichtiger (z. B. Heß et al. 2019). Auch zeigt sich bei der Entscheidung für oder gegen Weiterbildung
der Abstand vom Bildungssystem und vom Lernen an sich regelmäßig als wesentliche Hürde. Dies
spräche für Förderkriterien, die sich nicht allein an bereits eingetretenen Defiziten orientieren und
zusätzlich eine proaktive Unterstützung auf kontinuierlicher Basis ermöglichen (Weber 2019a).

Neben der Aufstockung der Zuschüsse sieht der Gesetzentwurf unter gewissen Bedingungen
die Möglichkeit von Sammelanträgen zur Weiterbildungsförderung für mehrere Beschäftigte vor,
womit der Aufwand für Betriebe bei der Beantragung reduziert und die Inanspruchnahme erhöht
werden kann. Diese Möglichkeit kann damit zum Bürokratieabbau beitragen.
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2.3.2 Qualifizierung in Transfergesellschaften

Die geplanten Änderungen des § 111a (1) SGB III heben die Beschränkung der Fördermöglichkei-
ten in einer Transfergesellschaft auf Ältere und Geringqualifizierte auf. Zudem ermöglicht § 111a (3)
SGB III der Bundesagentur für Arbeit, sich an bis zu 75 Prozent der Kosten der Qualifizierung in von
KMUs eingerichteten Transfergesellschaften zu beteiligen, statt wie bisher 50 Prozent. Auch soll die
Möglichkeit ausgebaut werden, Qualifizierungen über das Ende des Bezugs von Transferkurzarbei-
tergeld hinaus fördern zu können. Nach § 111a (2) Satz 1 SGB III kann die Maßnahme auch gefördert
werden, wenn sie spätestens drei Monate oder bei länger als ein Jahr dauernden Maßnahmen spä-
testens sechs Monate vor der Ausschöpfung des Anspruchs auf Transferkurzarbeitergeld beginnt.

Bewertung

Transfergesellschaften dienen dem Zweck, drohende Arbeitslosigkeit zu vermeiden. Mittel dafür
können grundsätzlich Vermittlung in Arbeit oder Weiterentwicklung der Qualifikationen sein. Im
Zuge des strukturellen Wandels etwa im Hinblick auf Digitalisierung oder E-Mobilität werden
Arbeitsplätze mit mittleren Qualifikationsanforderungen häufig betroffen sein (Weber 2019a). Des-
halb ist es sinnvoll, Mittel der Qualifizierungsförderung in Transfergesellschaften ohne Beschrän-
kung auf Ältere und Geringqualifizierte nutzen zu können. Gleiches gilt für die Möglichkeit, die För-
derung über das Ende des Transferkurzarbeitergeldes hinaus fortzuführen. Hier dürfte es norma-
lerweise um längere Weiterbildungen oder gar berufliche Neuqualifizierungen gehen, die von den
Betroffenen hohe Anstrengungen verlangen. Diese sollten deshalb entsprechend so unterstützt
werden, gegeben, dass die Arbeitsmarktchancen nachhaltig verbessert werden können. Hierfür
sind zielführende Beratungsangebote und weitere Maßnahmen zur Entwicklung und Sicherstellung
eines qualitativ hochwertigen und an den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes orientierten Weiterbil-
dungsangebotes notwendig.

2.3.3 Rechtsanspruch auf Förderung des Nachholens eines Berufsabschlusses

Im Rahmen des § 81 SGB III wandelt der Entwurf die Übernahme der Weiterbildungskosten einer
berufsabschlussbezogenen Weiterbildung für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ohne Berufs-
abschluss von einer Ermessensleistung in eine Pflichtleistung um. Damit wird ein Rechtsanspruch
auf die Förderung einer Weiterbildung, die auf einen Berufsabschluss zielt, eingeführt. Voraus-
setzung ist, dass bestimmte Förderkriterien eingehalten werden, die der Entwurf neu konkreti-
siert: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer müssen für den angestrebten Beruf geeignet sein.
Die Berufsausbildung wird mit einer hohen Wahrscheinlichkeit erfolgreich abgeschlossen. Der
Berufsabschluss verbessert die Beschäftigungschancen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ohne Berufsabschluss, die noch nicht drei Jahre beruflich
tätig gewesen sind, werden nur gefördert, wenn eine Berufsausbildung oder eine berufsvorberei-
tende Bildungsmaßnahme aus in ihrer Person liegenden Gründen nicht möglich oder nicht zumut-
bar ist oder die Weiterbildung in einem Engpassberuf angestrebt wird.

Bewertung

Der Gesetzentwurf sieht für gering qualifizierte Beschäftigte einen Rechtsanspruch auf den Zugang
zu Weiterbildungen, die zu einem nachträglichen Erwerb eines Berufsabschlusses führen, vor. Der
im SGB III bereits relativierte Vermittlungsvorrang durch Gleichstellung einer Qualifizierung wird
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ohne Berufsabschluss durch die Umwandlung von einer
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Ermessens- in eine Pflichtleistung für diese spezifische Konstellation gänzlich aufgehoben und über
die Verbindung mit § 16 Absatz 1 Satz 4 auch im SGB II durchsetzbar. Beides ist aufgrund der hohen
Bedeutung von Berufsabschlüssen gerade auch in Bezug auf eine höhere Beschäftigungswahr-
scheinlichkeit beziehungsweise ein geringeres Risiko, arbeitslos zu werden, grundsätzlich positiv
zu bewerten. Jedoch muss auch ein Rechtsanspruch durch geeignete Kriterien dafür Sorge tragen,
dass die Förderung tatsächlich auf einen im Arbeitsmarkt verwendbaren Berufsabschluss abzielt
und dass qualitativ hochwertige und an den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes orientierte Weiter-
bildungsangebote vorliegen. Die Einschätzung, ob Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer für einen
angestrebten Beruf geeignet sind und mit welcher Wahrscheinlichkeit sie die Ausbildung erfolg-
reich abschließen, liegt weiterhin im Ermessen der Vermittlungs- beziehungsweise Integrations-
fachkräfte. Inwieweit die angedachte Änderung deshalb faktisch die Rechtsposition der Antragstel-
lenden ändert und wie sich dies auf die Inanspruchnahme der Weiterbildungsförderung auswirken
könnte, bleibt abzuwarten.

2.3.4 Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge

Der Gesetzentwurf sieht in § 106a SGB III vor, dass die Agentur für Arbeit Betrieben, die ihre Beschäf-
tigten zu mindestens 50 Prozent der Arbeitsausfallzeit im Rahmen einer Maßnahme nach § 82
SGB III beruflich qualifizieren, die Hälfte der von ihnen zu tragenden Sozialversicherungsbeiträge
erstattet.

Bewertung

Kurzarbeit mit Qualifizierung zu verknüpfen, ist grundsätzlich sinnvoll, da so eine Zeit geringer Aus-
lastung genutzt werden kann (sofern dies angesichts der nur schwer vorhersehbaren Dauer von
Kurzarbeit und des oft nur teilweisen Ausfalls von Arbeitszeit organisierbar ist). Insofern erscheint
die geplante Erstattung eines Teils der Sozialversicherungsbeiträge nachvollziehbar, wenn eine vor-
übergehende Nachfrageschwäche durch Kurzarbeit überbrückt werden soll. Die Maßnahme ist ein
Baustein zur Sicherung der Liquidität im Betrieb.

2.3.5 Verlängerung der Regelung zur Weiterbildungsprämie

Teilnehmende an einer berufsabschlussbezogenen Weiterbildung erhalten beim Bestehen einer
durch Ausbildungsverordnung vorgeschriebenen Zwischenprüfung eine Prämie von 1.000 Euro und
beim Bestehen der Abschlussprüfung eine Prämie von 1.500 Euro. Dies soll ihre Motivation und ihr
Durchhaltevermögens steigern. Die Regelung gilt aktuell für Eintritte in berufsabschlussbezogene
Maßnahmen bis zum 31. Dezember 2020. Sie soll bis zum 31. Dezember 2023 (§ 131a SGB III) ver-
längert werden, sodass dann Daten für einen längeren Zeitraum vorliegen, die eine Beurteilung der
Wirksamkeit der Weiterbildungsprämie zulassen.

Evaluationsergebnisse

Ergebnisse einer IAB-Befragung von Arbeitslosen weisen darauf hin, dass neben den abschlussbe-
zogenen Prämien zusätzliche Zahlungen in Form eines monatlichen Zuschusses zum Lebensunter-
halt die Motivation zur Teilnahme an geförderter Weiterbildung steigern könnten (Osiander/Dietz
2015, 2016). Lang und Osiander (2017) untersuchten das Modellprojekt „Abschlussorientierte Qua-
lifizierung mit Anreizsystem für bis 35-Jährige”, das in einer Region in Ostthüringen durchgeführt
wurde. Auch wenn die Implementation des Projekts keine kausale Evaluation ermöglichte, weisen
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die Ergebnisse darauf hin, dass ein Prämiensystem in der Praxis nicht notwendigerweise mit einem
stark gesteigerten Weiterbildungsinteresse und weniger Abbrüchen verbunden sein muss.

Bewertung

Die Prüfung der Verlängerung der Regelungen zu abschlussbezogenen Prämien wurde auch in der
Nationalen Weiterbildungsstrategie vereinbart und würde mit dem Gesetzentwurf umgesetzt. Kau-
sale Wirkungsanalysen sind bei der derzeitigen Regelung, nach der alle Teilnehmenden an entspre-
chenden Weiterbildungen nach bestandenen Prüfungen einen Anspruch auf eine Weiterbildungs-
prämie haben, sehr schwierig – denn es fehlt an einer adäquaten Vergleichsgruppe. Daher wäre es
sinnvoll, die Auswirkungen von Prämienzahlungen – und alternativ auch die Wirkung von monat-
lichen Zuschüssen während der Weiterbildung – erst noch einmal in einer Form zu erproben, die
kausale Folgerungen über ihre Wirksamkeit zulässt, bevor die Regelung in ihrer jetzigen Form ver-
längert wird.

2.3.6 Maßnahmenzulassung und Bundesdurchschnittskostensätze

Der Gesetzentwurf sieht teilweise neue Regelungen für die Maßnahmenzulassung vor. Um den sich
ändernden Anforderungen des Marktes an Maßnahmen gerecht zu werden, soll der Spielraum der
fachkundigen Stellen bei der Zulassung von Maßnahmen erweitert und die Kostenkalkulation fle-
xibilisiert werden. Die Bundesdurchschnittskostensätze im Bereich der beruflichen Weiterbildung
sollen angehoben und die Regelungen der Akkreditierungs- und Zulassungsverordnung an das
neue Verfahren angepasst werden. Eine Sonderregelung sieht zudem eine einmalige Anhebung der
durchschnittlichen Kostensätze im Bereich der beruflichen Weiterbildung um 20 Prozent für den
1. August 2020 vor. Darüber hinaus soll die allgemeine Mindestzahl an Teilnehmenden, auf deren
Basis die Kosten durch die Anbieter berechnet werden, von fünfzehn auf zwölf gesenkt und den
fachkundigen Stellen ein größerer Spielraum bei der Anerkennung von Maßnahmen zuerkannt wer-
den, bei denen aufgrund der Geltendmachung von besonderen Aufwendungen bis zu 20 Prozent
über dem Bundesdurchschnittskostensatz liegende Kosten geltend gemacht werden.

Bewertung

Aufgrund der bisherigen unterschiedlichen Regeln zur Zulassung von Maßnahmen mit Kosten, die
über den Bundesdurchschnittskostensätzen liegen, haben sich die Bundesdurchschnittskosten-
sätze selbst in den Bereichen der beruflichen Weiterbildung (mit sehr geringer Steigerung) und
der Aktivierungsmaßnahmen nach § 45 SGB III (mit dynamischerer Steigerung) unterschiedlich ent-
wickelt. Durch die sehr niedrigen Sätze im Bereich der Förderung der beruflichen Weiterbildung
wurde möglicherweise das Angebot an Kursen beziehungsweise deren Qualität beeinträchtigt (vgl.
auch BMAS-FB 530 2019). Beide Regelungen sollen nun zusammengeführt und auf eine einheitli-
che Basis gestellt werden, bei der anstelle einer jährlichen Berechnung auf Grundlage der tatsächli-
chen Kosten diese nun im zweijährigen Rhythmus berechnet und neben der allgemeinen Preisstei-
gerung auch die jeweilige Lohnsteigerung im Bereich der beruflichen Erwachsenenbildung zusätz-
lich berücksichtigt werden kann. Gleichzeitig soll die Anhebung der durchschnittlichen Kostensätze
im Bereich der beruflichen Weiterbildung um 20 Prozent die bereits aufgetretenen negativen Aus-
wirkungen des bisherigen Modells ausgleichen. Auch die Reduktion der Berechnungsgrundlage auf
zwölf Teilnehmende dient dem Ziel, einen Konflikt zwischen Wirtschaftlichkeit und Qualität zu redu-
zieren. Die Ausweitung der Zuständigkeit der fachkundigen Stellen bei der Anerkennung von über
dem jeweiligen Bundesdurchschnittskostensatz liegenden Maßnahmen kann dazu führen, dass der
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Prüfaufwand bei der Bundesagentur für Arbeit, die bisher auch bei diesen Fällen für die Kostenprü-
fung zuständig war, reduziert wird. Alle diese Anpassungen sind nachvollziehbar.

2.4 Verstetigung der Assistierten Ausbildung

Im Rahmen der Weiterentwicklung der Ausbildungsförderung sieht der Entwurf eine Zusammenle-
gung der ausbildungsbegleitenden Hilfen und der Assistierten Ausbildung vor. Hierzu soll das aktu-
ell befristete Instrument der Assistierten Ausbildung verstetigt und weiterentwickelt werden und
künftig auch die Angebote der ausbildungsbegleitenden Hilfen umfassen.

Bewertung

Nach wie vor bietet die BA ein breites Spektrum von Angeboten der Berufsvorbereitung an, die sich
zum Teil hinsichtlich der Zielgruppe (Startvoraussetzung und Qualifikation), der Trägerschaft (Maß-
nahme-Trägerschaft, Einbindung von Betrieben und Schulen etc.) oder der Laufzeit unterscheiden,
inhaltlich jedoch vergleichsweise ähnliche Ziele verfolgen und de facto nur bedingt abgrenzbar
sind.

In der Praxis unterscheiden sich die Angebote vielfach hinsichtlich der Selektivität beim Zugang
und dementsprechend auch beim Übergang in weiterführende Angebote oder beim Integrations-
erfolg in Ausbildung oder Beschäftigung (Dietrich 2008; IAB/GIB 2012). Bezüglich der Inhalte stellt
auch eine aktuelle Befragung zu Praxiserfahrungen von Beschäftigten in Agenturen/Jobcentern, Bil-
dungsdienstleistern, Teilnehmenden sowie Betrieben (Conrads et al. 2018) eine hohe Überschnei-
dung von Assistierter Ausbildung mit anderen Instrumenten wie den Berufsvorbereitenden Bil-
dungsmaßnahmen (BvB), der Einstiegsqualifizierung (EQ) oder den ausbildungsbegleitenden Hil-
fen (abH) fest und empfiehlt eine stärkere Zusammenlegung. „Aus der Sicht von Mitarbeitenden von
Bildungsdienstleistern und Arbeitsagenturen ist eine Prüfung der Zusammenlegung mehrerer sich
überschneidender Maßnahmen wichtig für eine bessere Akzeptanz und Übersichtlichkeit“ (Conrads
et al. 2018: 4 f.). Zu einer analogen Einschätzung kommt Weiß (2015). Eine Zusammenführung der
Assistierten Ausbildung und der ausbildungsbegleitenden Hilfen erscheint vor diesem Hintergrund
sinnvoll.

2.5 Arbeitsuchend- und Arbeitslosmeldung

Das Gesetz soll die frühzeitige Arbeitsuchendmeldung und die Arbeitslosmeldung zeitgemäß wei-
terentwickeln. Beide sollen künftig auch elektronisch erfolgen können. Gleichzeitig soll der Vermitt-
lungsprozess zur zügigen Wiedereingliederung gestärkt werden, indem die zuständige Agentur für
Arbeit mit arbeitsuchend gemeldeten Personen unverzüglich nach der Meldung – persönlich oder
über per Videotelefonie – ein erstes Beratungs- und Vermittlungsgespräch führen soll. Hiervon kann
in begründeten Einzelfällen abgesehen werden, wenn das zeitnahe Ende der Arbeitslosigkeit bereits
feststeht. Die zuständige Agentur für Arbeit soll mit Arbeitslosen zudem unverzüglich nach Eintritt
der Arbeitslosigkeit ein persönliches Beratungs- und Vermittlungsgespräch führen; hierauf kann
verzichtet werden, wenn das persönliche Beratungs- und Vermittlungsgespräch bereits zeitnah vor
Eintritt der Arbeitslosigkeit geführt worden ist. Beide Regelungen sollen dazu dienen, Arbeitslosig-
keit möglichst nicht eintreten zu lassen, zumindest aber möglichst schnell wieder zu beenden.
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Evaluationsergebnisse

Auf individueller Ebene tragen Beratungs- und Vermittlungsgespräche im Mittel zur Vermittlung
in Arbeit bei – dabei wirken sich sowohl die Einladungen an sich (ex ante) als auch die erfolg-
ten Gespräche (ex post) jeweils in der Tendenz positiv aus (s. die Überblicksstudie von Rosholm
2014). Die Vermittlungs- und Beratungsgespräche sind dabei vor allem in einer frühen Phase der
Arbeitslosigkeit wirksam. Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen haben jedoch in der Regel hetero-
gene Effekte – sie wirken für bestimmte, aber nicht für alle Personengruppen. Dies dürfte auch
für frühzeitige Beratungs- und Vermittlungsgespräche nach der Arbeitsuchend- beziehungsweise
Arbeitslosmeldung gelten.

So zeigt etwa Stephan (2016) für eine Stichprobe von Arbeitsuchendmeldungen aus den Jahren
2012/2013: Mehr als ein Drittel der Personen, die sich entsprechend registrierten, waren zu dem
Zeitpunkt befristet beschäftigt; von ihnen war fünf Monate später jeder Vierte immer noch beim
alten Arbeitgeber beschäftigt. Bei diesem Personenkreis beeinflusst ein frühzeitiges Gespräch die
Arbeitsmarktchancen vermutlich nicht, bindet aber Vermittlerkapazitäten. Ein laufendes Modell-
projekt von IAB und BA-Zentrale untersucht aktuell, wie sich der Zeitpunkt des Erstgesprächs nach
der Arbeitsuchendmeldung auf die weiteren Erwerbsverläufe auswirkt; Befunde aus diesem Projekt
sind im Jahr 2021 zu erwarten.

Sofern die Arbeitsnachfrage der Betriebe geringer als das Arbeitsangebot ist, beeinflussen Vermitt-
lungshilfen für Arbeitslose vor allem die Reihenfolge, in der Arbeitslose wieder einen neuen Job auf-
nehmen. In diesem Fall entsteht der auf individueller Ebene positive Effekt von Vermittlungshilfen
zumindest teilweise auf Kosten anderer Personen, die dadurch erst später einen Job finden. Evidenz
hierzu liegt nicht direkt zu Vermittlungs- und Beratungsgesprächen, aber zu Aktivierungsprogram-
men vor. Studien für Frankreich (Crépon et al. 2013) und Dänemark (Gautier et al. 2018) zeigen, dass
dort positive individuelle Effekte solcher Aktivierungsprogramme zu einem wesentlichen Teil auf
Verdrängungseffekten beruhten. Auch wenn man berücksichtigt, dass Unternehmen bei verbesser-
ten Vermittlungsprozessen mehr Stellen schaffen könnten, fielen daher die Gesamteffekte auf den
Arbeitsmarkt gering aus (Gautier et al. 2018). Bei einer guten Arbeitsmarktlage sind die beschrie-
benen Verdrängungseffekte jedoch weniger ausgeprägt als bei einer schlechten Arbeitsmarktlage
(Crépon et al. 2013). Für Vermittlungs- und Beratungsgespräche zeigt eine Studie für Dänemark,
dass diese die Vakanzdauern in Unternehmen nur bei einer guten Arbeitsmarktlage reduzieren kön-
nen (Brodersen et al. 2013).

Bewertung

Die Möglichkeit elektronischer Arbeitsuchend- und Arbeitslosmeldungen ist bürgerfreundlich, da
hierdurch für Bürgerinnen und Bürger Wege- und Wartezeiten entfallen. Eine elektronische Arbeit-
suchendmeldung ist bereits aktuell möglich, wobei im Anschluss aber eine persönliche Meldung
erfolgen muss; die Arbeitslosmeldung muss nach aktueller gesetzlicher Lage persönlich erfolgen.
Die Möglichkeit, Beratungs- und Vermittlungsgespräche per Videotelefonie zu führen, kann eben-
falls zum Bürokratieabbau beitragen; Voraussetzung ist, den Einsatz flächendeckend und unter
geringem Aufwand für Bürgerinnen und Bürger (z. B. über das Smartphone) zu ermöglichen.

Wie im vorangegangenen Abschnitt ausgeführt wurde, dürften frühzeitige Vermittlungs- und Bera-
tungsgespräche mit Personen, die sich arbeitsuchend melden, nur bei einem Teil dieses Perso-
nenkreises positive Arbeitsmarktwirkungen haben. Daher ist die – nur in der Gesetzesbegründung,
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nicht aber im Gesetzestext genannte – Option wichtig, dass auf ein frühzeitiges Gespräch nach der
Arbeitsuchendmeldung verzichtet werden kann, wenn das Ende der Arbeitslosigkeit abzusehen ist.
Allerdings führt die Gesetzesbegründung ebenfalls aus, dass unterschiedliche individuelle Einglie-
derungschancen die Durchführung eines Beratungs- und Vermittlungsgesprächs nicht beeinflussen
sollen. Da sich solche Gespräche vermutlich bei manchen Personengruppen kaum oder sogar gar
nicht auf die individuellen Erwerbsverläufe auswirken, ist fraglich, dass dieses Vorgehen zu einem
effektiven Einsatz der Vermittlungsressourcen führt. Aus Sicht des IAB wäre daher erwägenswert,
hier mehr Flexibilität zu ermöglichen.

Forschungsbefunde zu den Wirkungen von Beratungs- und Vermittlungsgesprächen weisen darauf
hin, dass verpflichtende frühe Gespräche nach Eintritt der Arbeitslosigkeit überwiegend sinnvoll
sein könnten. Allerdings dürfte auch hier gelten, dass die Gespräche im Mittel zwar positive Effekte
haben, bei bestimmten Gruppen aber verzichtbar wären. Dies wäre insbesondere bei besonders
marktnahen Personen zu erwarten (s. auch van den Berg et al. 2016). Die Gesetzesbegründung führt
aus (im Gesetzestext selbst ist dies nicht aufgenommen), dass auf das persönliche Beratungs- und
Vermittlungsgespräch nach Beginn der Arbeitslosigkeit verzichtet werden kann, wenn der Versiche-
rungsfall absehbar kurzfristig endet. Aus Sicht des IAB wäre erwägenswert, bei der Terminierung der
Gespräche nach Eintritt der Arbeitslosigkeit auch darüber hinaus mehr Flexibilität zu ermöglichen.

2.6 Fazit

Durch eine geplante, befristete Verordnungsermächtigung der Bundesregierung zur erleichterten
Inanspruchnahme des Kurzarbeitergeldes reagiert der vorliegende Gesetzentwurf bereits auf die
sich abzeichnenden Auswirkungen der aktuellen Corona-Krise.

Der Gesetzentwurf zur Förderung der beruflichen Weiterbildung im Strukturwandel und zur Wei-
terentwicklung der Ausbildungsförderung passt die Weiterbildungs- und Ausbildungsförderung
ansonsten in verschiedenen Dimensionen an. Neben einer Stärkung der Ausbildungsförderung zielt
der Gesetzentwurf vor allem darauf ab, die Weiterbildungsförderung in besonders vom Struktur-
wandel betroffenen Branchen und Betrieben zu stärken – Aus- und Weiterbildung tragen dazu bei,
den Strukturwandel und die damit einhergehenden veränderten Anforderungen an Qualifizierung
und Kompetenzen der Beschäftigten zu bewältigen.

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Aufstockung der Zuschüsse aus dem Qualifizierungschancen-
gesetz ist aufgrund der hohen Bedeutung von Weiterbildungspolitik zur Begegnung der aktuellen
Herausforderungen am Arbeitsmarkt prinzipiell nachvollziehbar. Auch die Erweiterung der Förder-
möglichkeiten in Transfergesellschaften erscheinen prinzipiell sachgerecht. Sie ermöglichen allen
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern nun auch den Abschluss umfangreicherer Weiterbildun-
gen, deren Förderdauer über das Ende des Transferkurzarbeitergeldes hinausgehen kann, und die
besonders für vom Strukturwandel betroffene Beschäftigte notwendig sein können. Die Verknüp-
fung von Kurzarbeit mit geeigneter Qualifizierung durch die teilweise Übernahme von Sozialversi-
cherungsbeiträgen zu fördern, ist sinnvoll, wenn Arbeitsplätze grundsätzlich bestehen bleiben und
nur vorübergehend nicht ausgelastet sind. Ob die Einführung eines Rechtsanspruchs auf Förde-
rung einer berufsabschlussbezogenen Weiterbildung tatsächlich Auswirkungen auf die Rechtspo-
sition der Antragstellenden und auf die Inanspruchnahme der Weiterbildungsförderung hat, bleibt
abzuwarten. Die Einschätzung der Eignung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie der
Erfolgswahrscheinlichkeit liegt weiterhin im Ermessen der Vermittlungs- beziehungsweise Integra-
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tionsfachkräfte. Dies erscheint aber sachlich auch angemessen. Vor dem Hintergrund der bishe-
rigen unterschiedlichen Entwicklung der Bundesdurchschnittskostensätze für verschiedene Maß-
nahmen, erscheint eine vereinheitlichte Vorgehensweise und eine Anhebung der durchschnittli-
chen Kostensätze im Bereich der beruflichen Weiterbildung angebracht.

Eine Zusammenführung der Assistierten Ausbildung und der ausbildungsbegleitenden Hilfen
erscheint vor dem Hintergrund, dass unterschiedliche Angebote der Berufsvorbereitung vergleichs-
weise ähnliche Ziele verfolgen, angemessen.

Der Gesetzentwurf sieht schließlich vor, dass unverzüglich nach der Arbeitsuchend- und Arbeitslos-
meldung ein Beratungs- und Vermittlungsgespräch geführt werden soll. Auch wenn hier Ausnah-
men genannt werden, wäre aus Forschungssicht grundsätzlich mehr Flexibilität bei der Terminie-
rung der Gespräche sinnvoll.

3 Anträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und DIE LINKE

3.1 Weiterbildung

3.1.1 Rechtsanspruch auf Weiterbildung

Sowohl die Bundestagsfraktion DIE LINKE als auch die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN for-
dern die Einführung eines Rechtsanspruchs auf Weiterbildung sowie die Abschaffung des Vorrangs
von Vermittlung vor allen anderen Leistungen der Arbeitsförderung. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN stellt darüber hinaus weitere Forderungen, um allen Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern arbeitsmarktbedingte Weiterbildung zu ermöglichen, insbesondere die Weiterentwicklung
der Arbeitslosen- in eine Arbeitsversicherung. Für abhängig Beschäftigte fordert sie die Einführung
eines Freistellungsanspruchs mit Rückkehrrecht für die Zeit einer beruflichen Qualifizierung, auch
für die Rückkehr aus weiterbildungsbedingter Teilzeit in Vollzeit. Dabei sei darauf zu achten, dass
insbesondere kleine und mittlere Unternehmen bei betrieblicher Weiterbildung für ihre Beschäftig-
ten Unterstützung im Rahmen einer Arbeitsversicherung erhalten. Für Beschäftigte soll auch eine
Weiterbildungsteilzeit (mit anteiligem Weiterbildungsgeld) eingeführt werden.

Rechtsansprüche auf Weiterbildung gibt es bereits in verschiedenen Formen. So führen Kocher
et al. (2013, S. 222–228) verschiedene gesetzliche Regelungen zur Ermöglichung von Weiterbildung
auf. Diese erstrecken sich von Regelungen im Kündigungsschutzgesetz über Ansprüche auf Bil-
dungsurlaub bis zu tariflichen oder in Betriebsvereinbarungen festgelegten Freistellungsansprü-
chen. Aufgabe der Politik ist es, die Rahmenbedingungen am Arbeitsmarkt so zu gestalten, dass
1) möglichst viele Personen den Zugang zu Beschäftigung zu erhalten, 2) sie während Phasen der
Erwerbslosigkeit finanziell und sozial abgesichert sind und 3) sie Möglichkeiten haben, sich durch
Weiterbildung auf zukünftige berufliche Herausforderungen vorzubereiten.

Das soziale Risikomanagement durch Arbeitsmarktpolitik von einer Arbeitslosen- zu einer Arbeits-
versicherung zu erweitern, geht auf den Ansatz riskanter Übergänge am Arbeitsmarkt zurück
(Schmid 2008, 2011). Ein Arbeitsmarktrisiko stellt dabei eine verringerte Beschäftigungsfähigkeit
durch fehlende oder nicht mehr verwertbare Qualifikation dar und geht damit weit über das Arbeits-
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losigkeitsrisiko hinaus. Dieses Risiko ist auch mit Blick auf die Digitalisierung gestiegen (Weber
2017b). Gleichzeitig ist die Aufnahme einer Weiterbildung selbst ein riskanter Übergang am Arbeits-
markt. Auch aufgrund von Unsicherheit über den Ertrag sind Arbeitnehmende nicht ohne Weiteres
bereit, sich weiterzubilden (vgl. Osiander/Dietz 2016; Osiander/Stephan 2018). Durch die Unterstüt-
zung von Beschäftigten und die Absicherung eines Risikos während des gesamten Erwerbslebens
im Rahmen einer Arbeitsversicherung soll dem entgegengewirkt werden.

Weiterbildung würde im Kontext einer Arbeitsversicherung in der Sozialversicherung deutlich an
Bedeutung gewinnen. Die Finanzierung einer solchen Arbeitsversicherung – bezogen auf die zusätz-
liche Finanzierung von und erhöhter Teilnahme an Weiterbildung – untersuchten Hans et al. (2017).
Ziel war es zu ermitteln, welche Kosten und welcher Nutzen mit einer Arbeitsversicherung verbun-
den wären und ob die Umsetzung aus einer finanziellen Perspektive sinnvoll und machbar ist. Das
in die Modelle einbezogene Finanzierungskonzept basiert auf paritätischen Beiträgen und einem
Steuerzuschuss. Im Ergebnis zeigen die Simulationsrechnungen unter den im Modell getroffenen
Annahmen, dass diese zusätzlich aufgebrachten finanziellen Mittel für Weiterbildung und für den
Lebensunterhalt während der Weiterbildung zu einem positiven Saldo führen würde. Sie führten
sowohl zu höheren Löhnen, zu stabilerer und besserer Beschäftigung für die Menschen als auch zu
steigenden Einnahmen für die Sozialversicherung und den Staat. Auch Simulationsrechnungen des
IAB (Kruppe et al. 2019) zeigen, dass sich Investitionen in Form öffentlich geförderter Weiterbildung
im Falle positiver Lohn-, Beschäftigungs- und Produktivitätseffekte aus fiskalischer Perspektive ren-
tieren können (vgl. Abschnitt 2.3.1).

Eine Relativierung des Vermittlungsvorrangs im SGB II durch Gleichstellung einer arbeitsmarktbe-
zogenen Qualifizierung (und somit eine Angleichung an das SGB III) würde der gestiegenen Bedeu-
tung von Weiterbildung Rechnung tragen.

3.1.2 Bildungsagentur

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN schlägt vor, bei allen Arbeitsagenturen regionale Bildungs-
agenturen als zentrale Anlaufstellen für die Beratung und Förderung von Weiterbildung aufzu-
bauen.

Bereits jetzt ist eine Bildungsberatung von arbeitslosen und beschäftigten Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern durch die BA möglich: Die BA hat Jugendlichen und Erwachsenen, die am Arbeits-
leben teilnehmen oder teilnehmen wollen, Berufsberatung anzubieten (§ 29 SGB III). Diese richtet
sich nach dem Beratungsbedarf des Einzelnen und umfasst auch Beratung zu den Möglichkeiten
beruflicher Weiterbildung (§ 30 SGB III). Die BA kann nach Beginn einer Berufsausbildung oder der
Aufnahme einer Arbeit weiter beraten, soweit dies für die Festigung des Ausbildungs- oder Arbeits-
verhältnisses erforderlich ist (§ 31 SGB III).

Unter dem Stichwort Lebensbegleitende Berufsberatung (LBB) erarbeitet die BA aktuell ein
Gesamtkonzept zur Erfüllung des gesetzlichen Auftrags zur beruflichen Orientierung und Beratung
von Jugendlichen und Erwachsenen nach §§ 29 ff SGB III. LBB erweitert und aktualisiert das bishe-
rige Beratungsspektrum. Sie umfasst eine
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• berufliche Erstberatung vor dem Erwerbsleben, die auf Schüler abzielt, die bald eine Ausbildung
oder ein Studium beginnen werden.

• Beratung zur Stabilisierung der Ausbildung/des Studiums von Auszubildenden/Studierenden in
Fächern mit hohen Abbruchquoten und eine Beratung zu den individuellen Arbeitsmarktchan-
cen der Auszubildenden/Studierenden beim Übergang in das Berufsleben.

• berufliche Beratung im Erwerbsleben im Falle eines Wiedereinstiegs oder einer beruflichen Neu-
orientierung bei Arbeitslosen und gering Qualifizierten mit häufig wechselnden kurzen Arbeits-
verhältnissen.

Zur Wirksamkeit einer Weiterbildungs- und Qualifizierungsberatung, die sich nicht auf die berufli-
che Erstausbildung bezieht, gibt es bislang kaum wissenschaftliche Befunde. Schanne und Weyh
(2014) vergleichen Teilnehmende an der regionalen Bildungsberatung durch die Dresdner Bil-
dungsbahnen mit nicht-teilnehmenden ähnlichen Personen aus der Region. Unter den Beratenen
machten Arbeitslose und Beschäftigte ungefähr gleich große Anteile aus. Kurzfristig erhöhte die
Beratung die Wahrscheinlichkeit, an geförderter Weiterbildung teilzunehmen. Gleichzeitig nahm
die Zahl der Tage in Arbeitslosigkeit in der kurzen Frist zu, was auf Einbindungseffekte hindeutet.
Solche Einbindungseffekte sind nicht negativ zu bewerten – sie treten auf, wenn Teilnehmer wäh-
rend einer geförderter Weiterbildung keinen neuen Job annehmen und deshalb zunächst weniger
wahrscheinlich erwerbstätig sind als vergleichbare Personen, die sich nicht gefördert weiterbilden.

Eine verstärkte, unabhängige, leicht zugängliche, ergebnisoffene und niedrigschwellige Beratung
sowohl von Betrieben als auch von Personen könnte in der Zukunft eine immer wichtigere Rolle
spielen, um die individuelle Motivation für eine Weiterbildung zu erhöhen (vgl. auch Kruppe 2012).
Das Konzept entspricht der Einführung der Lebensbegleitenden Berufsberatung im Erwerbsleben
durch die Bundesagentur für Arbeit, wenn diese mit gegebenenfalls bestehenden, regionalen Bil-
dungsnetzwerken kooperiert.

3.1.3 Weiterbildungsgeld

Sowohl die Bundestagsfraktion DIE LINKE als auch die Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN fordern die Einführung eines Weiterbildungsgeldes. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
schlägt hierzu sowohl für Erwerbstätige als auch Arbeitslose, Weiterbildungsgeld vor, das 200 Euro
über dem individuellen Anspruch auf Arbeitslosengeld I oder Arbeitslosengeld II liegt. Ähnlich for-
dert die Fraktion DIE LINKE für Arbeitslosengeldbeziehende 90 Prozent des vorherigen Nettoar-
beitsentgelts, mindestens aber 200 Euro pro Monat zusätzlich zum ALG I, für Hartz-IV-Leistungsbe-
rechtigte einen Aufschlag von monatlich 200 Euro auf das ALG II. Die Bezugsdauer des ALG I soll von
der Zeit der Weiterbildung unberührt bleiben.

Die Ergebnisse einer IAB-Befragung von Arbeitslosen deuten darauf hin, dass neben Weiterbil-
dungsprämien auch Weiterbildungsgeld in Form monatlicher Zuzahlungen zum Arbeitslosengeld
(ALG I oder ALG II) ab einer gewissen Höhe die Motivation erhöhen könnte, an einer Weiterbildung
teilzunehmen (Osiander/Dietz 2015, 2016). Weiterbildungsgeld in Form monatlicher Zuzahlungen
ließe sich auch aus Gerechtigkeitsaspekten heraus begründen. Vor dem Hintergrund, dass eine Teil-
nahme an einer Weiterbildung nicht nur Anwesenheit, sondern auch die Vor- und Nachbereitung
der Inhalte voraussetzt, ist ein (zeitlicher) Mehraufwand durch die Teilnahme gegeben. Im Gegen-
satz zu Arbeitsgelegenheiten im SGB II (Ein-Euro-Jobs) allerdings, bei denen Teilnehmer bis zwei
Euro zusätzlich zum Regelsatz für jede in der Maßnahme absolvierte Arbeitsstunde erhalten, bleibt
der Mehraufwand durch die Teilnahme an einer Weiterbildung bislang unberücksichtigt.
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Um valide Aussagen über die Effekte von Weiterbildungsgeld auf Motivation und Durchhaltevermö-
gen beziehungsweise einer wirkungsvollen Höhe der Zahlungen treffen zu können, wäre es sinn-
voll, Weiterbildungsgeld in einer Form einzuführen beziehungsweise zu erproben, die eine kausale
Wirkungsanalyse ermöglicht. Dabei wäre auch zu untersuchen, ob ein Weiterbildungsgeld einen
Anreiz zu einer Verlängerung des Verbleibs in Weiterbildungsmaßnahmen setzt (sogenannter Lock-
in-Effekt), selbst wenn diese Maßnahmen die längerfristigen Beschäftigungschancen nicht nach-
haltig erhöhen.

3.1.4 Entfristung der Weiterbildungsprämien

Die Bundestagsfraktion DIE LINKE fordert, die bis Ende 2020 befristete Prämie bei bestandener Zwi-
schenprüfung und bei bestandenem Abschluss zu entfristen.

Erkenntnisse aus empirischen Studien sind in Abschnitt 2.3.5 dieser Stellungnahme skizziert. Aller-
dings ist es bisher nicht möglich, kausale Effekte von Prämien zu ermitteln, da bei der derzeitigen
Regelung alle Teilnehmenden an entsprechenden Weiterbildungen nach bestandenen Prüfungen
einen Anspruch auf eine Weiterbildungsprämie haben und somit für eine Wirkungsanalyse keine
Vergleichsgruppe vorhanden ist. Wenn eine Entfristung der Prämien angestrebt wird, wäre es sinn-
voll, diese zuvor in einer Form zu erproben, die eine kausale Wirkungsanalyse des Prämiensystems
zulässt.

3.1.5 Arbeitslosengeld bei Weiterbildung

Die Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordert, die Anspruchsdauer des Arbeitslosen-
geldes aufgrund einer Weiterbildung generell nicht zu kürzen. Die Bundestagsfraktion DIE LINKE
fordert, dass Zeiten der Qualifizierung und Weiterbildung bis zu einer Dauer von 24 Monaten die
Anspruchsdauer des Arbeitslosengeldes nicht mindern.

Der Ansatz, die Anspruchsdauer des Arbeitslosengeldes aufgrund einer Weiterbildung nicht zu kür-
zen, setzt auf bestehenden Regelungen auf: Nach § 148 (1) Ziffer 7 SGB III besteht bereits heute
eine Regelung, die Zeiten der beruflichen Weiterbildung nur zum Teil (im Verhältnis 2:1) auf die
Anspruchsdauer von Arbeitslosengeld I mindernd anrechnet. Darüber hinaus regelt § 148 (2), dass
diese Minderung nur solange durchgeführt wird, solange ein Restanspruch von einem Monat nicht
unterschritten wird. Die Forderung zielt darauf ab, den Bezug von Arbeitslosengeld während Weiter-
bildungszeiten gar nicht mehr auf die Anspruchsdauer des Arbeitslosengeldes anzurechnen. Dies
begünstigt insbesondere Personen, für die der Arbeitslosengeldbezug nach einer Qualifizierung
sonst sehr schnell enden würde. Für sie kann eine solche Regelung die Möglichkeit schaffen, nach
der Weiterbildung länger nach einem passenden Arbeitsplatz zu suchen.

Die aktuelle Regelung bedeutet auch, dass Arbeitslose, die eine Weiterbildung mit einem Abschluss
in einem anerkannten Ausbildungsberuf (Umschulung) aufnehmen, am Ende der Weiterbildung
grundsätzlich nur noch mit einem Restanspruch von einem Monat rechnen können. Teilnehmende
an (kürzeren) sonstigen Maßnahmen der Förderung der beruflichen Weiterbildung hingegen haben
am Ende der Weiterbildung eher einen längeren Restanspruch. Bei risikoaversen Arbeitslosen
könnte dies dazu führen, eine Teilnahme an einer Umschulung abzulehnen, da ja nicht garantiert
ist, dass sie innerhalb der kurzen verbleibenden Frist tatsächlich eine Beschäftigung aufnehmen
können.
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Wirkungsanalysen zu den Effekten entsprechender Minderungen beziehungsweise Restansprüchen
liegen nicht vor. Ist es politisch gewollt, die Teilnahme an Weiterbildungen mit einem Abschluss
in einem anerkannten Ausbildungsberuf zu steigern, kann eine Verlängerung des Restanspruchs –
sowohl durch die Änderung der Anrechnungsregel für die Minderung als auch durch die Auswei-
tung der anrechnungsfreien Restdauer hier möglicherweise unterstützen. Grundsätzlich setzt eine
garantierte Restdauer aber auch Anreize, den Leistungsbezug eventuell zunächst auszuschöpfen
und erst dann eine Weiterbildung aufzunehmen. Daher könnte eine solche Regelung gegebenen-
falls nur bei hinreichend langen geplanten Weiterbildungen (zum Beispiel zwölf Monate) greifen
und zudem voraussetzen, dass die Maßnahme nicht abgebrochen wurde. Um zu beurteilen, wie
sich eine solche Änderung auf die Teilnahmebereitschaft, die Wahrscheinlichkeit des erfolgreichen
Abschlusses der Weiterbildung sowie die späteren Berufschancen auswirkt, müsste die vorgeschla-
gene Änderung zunächst bei einem begrenzten Teilnehmerkreis (der optimalerweise zufällig aus-
gewählt werden würde) erprobt werden.

3.1.6 Transformationskurzarbeitergeld und Qualifizierung während Kurzarbeit

Zum Schutz der Beschäftigten bei den zu erwartenden strukturellen Veränderungen fordert die
Bundestagsfraktion DIE LINKE ein zwingendes Mitbestimmungsrecht des Betriebsrats bei der Ein-
führung von Kurzarbeit und ein im SGB III festgeschriebenes Transformationskurzarbeitergeld,
das es Beschäftigten in besonders vom Strukturwandel betroffenen Betrieben oder Betriebstei-
len ermöglicht, ihre Qualifikationen anzupassen, und einen Rechtsanspruch auf Qualifizierung der
Beschäftigten garantiert. Der Betriebsrat soll hierzu nicht nur bei der Ausgestaltung, sondern bei
der Frage nach der Durchführung von Weiterbildung gesetzliche Mitbestimmungsrechte haben. Die
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordert eine konsequente Ausrichtung der Kurzarbeit auf die
Ermöglichung von Weiterbildung und Qualifizierung. Hierzu soll allen Beschäftigten, die Konjunk-
tur-Kurzarbeitergeld erhalten, Qualifizierung ermöglicht werden. Transfer-Kurzarbeitergeld soll
zeitlich verlängert und für alle Beschäftigten unabhängig von Alter und Qualifikation konsequent
auf Weiterbildung ausgerichtet werden. Ein eng an die Sozialpartnerschaft gekoppeltes neues Qua-
lifizierungs-Kurzarbeitergeld für Unternehmen und Beschäftigte, die zeitlich begrenzt einen Trans-
formationsprozess zu bewältigen haben, soll eingeführt werden.

Unter der Voraussetzung, dass Arbeitsplätze bestehen bleiben und nur vorübergehend nicht ausge-
lastet sind, ist es sinnvoll, Qualifizierung während Kurzarbeit zu ermöglichen. Transfergesellschaf-
ten dienen dem Zweck, drohende Arbeitslosigkeit zu vermeiden, was unter anderem durch Quali-
fizierung der betroffenen Beschäftigten erreicht werden kann. Im Zuge des strukturellen Wandels
werden auch Arbeitsplätze mit mittleren Qualifikationsanforderungen häufig betroffen sein (Weber
2019a). Deshalb ist es, wie in Abschnitt 2.3.2 erläutert, angemessen, die Förderung von Qualifizie-
rung in Transfergesellschaften für alle Beschäftigten unabhängig von Alter und Qualifikation zu
ermöglichen.

3.2 Arbeitslosengeld

3.2.1 Anspruchsvoraussetzungen

Wer Arbeitslosengeld beanspruchen möchte, muss sich bei der Agentur für Arbeit arbeitslos mel-
den. Aktuell muss man hierfür in den 30 Monaten vor der Meldung (Rahmenfrist) mindestens zwölf
Monate (Anwartschaftszeit) versicherungspflichtig beschäftigt oder aus sonstigen Gründen versi-
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chert gewesen sein. DIE LINKE beantragt, die Rahmenfrist auf drei Jahre zu verlängern und die
Anwartschaftszeiten auf vier Monate zu verkürzen. Versicherungspflichtverhältnisse ab einer Dauer
von vier Monaten sollen dann zu einem Anspruch auf Arbeitslosengeld für zwei Monate führen; jede
weitere Beschäftigungsdauer von zwei Monaten soll einen weiteren Anspruch von einem Monat
begründen. Auch BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN streben eine entsprechende Verkürzung der Anwart-
schaftszeit an.

Aus einer Gerechtigkeitsperspektive würden insbesondere kürzere Anwartschaftszeiten auch sol-
chen Personen den Zugang zum Arbeitslosengeld eröffnen, die sonst nie eine Gegenleistung für
ihre Beitragszahlungen erhalten. Auf der anderen Seite würden Personen, die nur ab und zu kurz
beschäftigt sind und dann regelmäßig erworbene Ansprüche einlösen, überproportional von der
Arbeitslosenversicherung profitieren.

Aus ökonomischer Sicht kann ein erleichterter Zugang das Verhalten von Arbeitslosen wie Betrie-
ben beeinflussen: So könnten kurze Beschäftigungsverhältnisse für Arbeitslose „attraktiver“
werden. Jedoch können erleichterte Zugangsbedingungen zur Arbeitslosenversicherung höhere
Anspruchslöhne und damit mehr Arbeitslosigkeit bewirken. Zudem kann die Hemmschwelle für
arbeitgeberseitige Entlassungen bei einer besseren Absicherung bei Arbeitslosigkeit sinken. Zu sol-
chen Verhaltenseffekten veränderter Regelungen liegen für Deutschland noch keine Befunde vor.

Abgesehen von Verhaltenseffekten haben geänderte Regelungen mechanische Erstrundeneffekte,
die sich rein rechnerisch ergeben. Ungefähre Größenordnungen lassen sich retrospektiv abschät-
zen. So hat Stephan (2019a) Personen untersucht, die im Jahr 2017 ein versicherungspflichtiges
Beschäftigungsverhältnis beendeten und dann mindestens einen Monat keinen neuen Job annah-
men. Eine Verlängerung der Rahmenfrist von 30 auf 36 Monate wirkt sich in Vergleich zu den Effekten
einer verkürzten Rahmenfrist nur in geringem Maße aus, sie wird daher im Folgenden nicht separat
diskutiert.

Eine Verkürzung der Anwartschaftsfrist auf vier Monate im Jahr 2017 hätte den Ergebnissen nach
bedeutet, dass in diesem Jahr knapp 600.000 Personen mehr einen Anspruch auf Arbeitslosengeld
erworben hätten. Den zusätzlichen Anspruch hätten aber vermutlich nicht mehr als 220.000 Perso-
nen in Anspruch genommen. Zudem hätten knapp 300.000 Personen mit einem Restanspruch auf
Arbeitslosengeld bei kürzeren Anwartschaftszeiten im Mittel um drei Monate länger Arbeitslosen-
geld beziehen könnten.

Die knapp 600.000 zusätzlich Anspruchsberechtigten hätten im Mittel einen Anspruch auf maximal
fünf Monate Arbeitslosengeld erworben. Unter ihnen hätten sich 150.000 bisherige Arbeitslosen-
geld-II-Empfänger befunden. Von diesen hätten etwa 85.000 einen Monat vor Beschäftigungsende
noch keine Leistungen der Grundsicherung erhalten. Sie hätten – je nach Situation ihrer Bedarfsge-
meinschaft – also eventuell den Bezug von Arbeitslosengeld II vermeiden können. Der potenzielle
Beitrag verkürzter Anwartschaftszeiten dazu, dass Menschen dauerhaft den Bezug von Arbeitslo-
sengeld II vermeiden können, ist damit als überschaubar einzuschätzen. Gleichzeitig dürften bei
kürzeren Anwartschaftszeiten die administrativen Kosten aufgrund von Wechseln zwischen den
Rechtssystemen steigen.

Bei einer auf vier Monate verkürzten Anwartschaftszeig hätten – im Vergleich zu den tatsächlichen
Leistungsempfängern im Jahr 2017 – dabei mehr jüngere Arbeitnehmer, Teilzeitbeschäftigte, Per-
sonen ohne Ausbildungsabschluss, Personen mit relativ niedrigem Einkommen sowie Ausländer
einen Anspruch auf Arbeitslosengeld erworben (ergänzende Auswertungen zu Stephan 2019a). In
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den letzten Jahren kamen insbesondere aus den osteuropäischen EU-Staaten mehr Personen für
kurze Beschäftigungsverhältnisse nach Deutschland. Den Daten nach haben Ausländer das Arbeits-
losengeld in Deutschland aber bisher stark unterproportional in Anspruch genommen – möglicher-
weise, weil sie nach ihrer Beschäftigung wieder im Ausland lebten.2

3.2.2 Bezugsdauer

DIE LINKE beantragt, dass jedes Beitragsjahr, welches über die Dauer der Versicherungspflicht von
24 Monaten hinausgeht, einen Anspruch auf einen zusätzlichen Monat Bezug des Arbeitslosengel-
des begründen soll. Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die innerhalb der Rahmenfrist min-
destens 24 Monate in einem Versicherungspflichtverhältnis gestanden haben, sollen zudem Min-
destansprüche gelten (18 Monate für über 50-jährige Erwerbslose, 24 Monate für über 55-jährige
Erwerbslose und erwerbslose Menschen mit Behinderungen sowie 36 Monate für über 60-jährige
Erwerbslose). Aktuell beträgt die maximale Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes bis zum Alter von
49 Jahren 12 Monate, von 50 bis 54 Jahren 15 Monte, von 55 bis 57 Jahren 18 Monate und ab 58
Jahren 24 Monate.

Aus einer Gerechtigkeitsperspektive liegt die Überlegung nahe, dass Personen, die lange gearbei-
tet und folglich lange Beiträge zur Arbeitslosenversicherung geleistet haben, auch länger Arbeits-
losengeld beziehen sollten. Dies soll sie davor schützen, dass sie nach Auslaufen der Bezugsdauer
des Arbeitslosengeldes bald auf das bedarfsorientierte, also vom vormaligen Einkommensniveau
unabhängige Arbeitslosengeld II angewiesen sind – aber auch davor, dass sie gegebenenfalls Rück-
lagen für den Ruhestand auflösen und Wohnvermögen veräußern müssen.

Aus ökonomischer Sicht haben längere Anspruchsdauern jedoch auch Verhaltenseffekte. So sinkt
der Anreiz, eine Beschäftigung aufzunehmen, mit Höhe und Dauer der Arbeitslosenunterstützung.
Eine großzügigere Regelung gibt Arbeitslosen zwar mehr Zeit, nach einem gut passenden Arbeits-
platz zu suchen. Sie kann aber auch bewirken, dass Arbeitslose aufgrund der im Mittel zunehmen-
den Arbeitslosigkeitsdauer weniger attraktive Jobangebote erhalten.

Die Studien von Schmieder et al. (2012, 2016) sowie Schmieder/Trenkle (2016) nutzen, dass sich die
maximale Bezugsdauer mit dem Alter ändert. Genau an den untersuchten Altersgrenzen zeigen sich
abrupte Änderungen bei den Arbeitsmarktergebnissen. Mögliche Effekte unterschiedlicher persön-
licher oder arbeitsmarktbezogener Merkmale sind dabei herausgerechnet. An Altersgrenzen, bei
denen die Anspruchsdauer nicht ansteigt, finden sich hingegen keine solchen Veränderungen der
Verweildauer in Arbeitslosigkeit. Als Faustregel lässt sich aus diesen Studien für Deutschland ablei-
ten: Mit einer um einen Monat längeren potenziellen Bezugsdauer

• verlängert sich die Zeit bis zum neuen Job je nach Altersgruppe um zwei bis fünf Tage,
• steigt die Dauer des Arbeitslosengeldbezugs um etwa 10 Tage,
• sinken die Wiedereinstiegslöhne geringfügig um etwa 0,1 Prozent,
• lassen sich keine Unterschiede bei den Vermittlungsaktivitäten feststellen.

Dies sind die mittleren Effekte über alle Arbeitslosen der untersuchten Altersgruppen. Dabei spie-
gelt a) einen reinen Verhaltenseffekt infolge einer längeren potenziellen Bezugsdauer wider. Der

2 Im Jahr 2017 hätten bei einer auf vier Monate verkürzten Rahmenfrist 55 Prozent der zusätzlich Anspruchsberechtigten die deut-
sche Staatsbürgerschaft gehabt. Von den damals unter den bisherigen Regeln Anspruchsberechtigten waren zwei Drittel Deutsche.
Unter den Personen, die den Anspruch in Deutschland tatsächlich einlösten, hatten mehr als 80 Prozent die deutsche Staatsbür-
gerschaft. Informationen zum Bezug von Arbeitslosengeld im Ausland finden sich bei Stephan (2019a).
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Effekt in b) ist größer, weil manche Arbeitslose auch ohne Verhaltenseffekt länger als die maximale
Bezugsdauer arbeitslos sind und dadurch mechanisch länger Leistungen beziehen.

Die Vorschläge der LINKEN implizieren darüber hinaus, dass sich anrechenbare Versicherungs-
pflichtzeiten in Zukunft nicht mehr auf die erweiterte Rahmenfrist beschränken sollen, sondern im
Lebensverlauf immer längere Anspruchsdauern begründen können. Gleichzeitig wird eine Unter-
grenze bei der Bezugsdauer eingezogen. Damit lassen sich sogenannte Drehtüreffekte (Wech-
sel zwischen Erwerbstätigkeit und Leistungsbezug) nicht ausschließen. Personen könnten zudem
teilweise länger Arbeitslosengeld beziehen als sie zuvor in der letzten erweiterten Rahmenfrist
erwerbstätig waren. Ein Beispiel kann dies verdeutlichen: Angenommen, eine Person tritt mit 18
Jahren in das Berufsleben ein und ist bis Mitte des 50. Lebensjahres sozialversicherungspflichtig
beschäftigt. Diese Person hätte nach dem vorliegenden Vorschlag – je nach konkreter Ausgestaltung
der Regelungen – eine Anspruchsdauer von 45 bis 48 Monaten (statt wie derzeit 15 Monaten). Perso-
nen ab einem Alter von 50 Jahren wäre es theoretisch möglich, zwischen zweijährigen Erwerbspha-
sen und einem – aufgrund der Mindestbezugsdauer – mindestens 18-monatigen Arbeitslosengeld-
bezug (derzeit wären es 12 Monate) zu wechseln. Falls frühere Erwerbsphasen bei erneuten Arbeits-
losigkeitsepisoden weiterhin (bzw. immer wieder) berücksichtigt würden, entstünde bei jedem
neuen Erwerb eines Anspruchs eine längere mögliche Bezugsdauer.

3.2.3 Arbeitslosengeld Plus

DIE LINKE beantragt zudem die Einführung eines Arbeitslosengeldes Plus, das durch Beitragszah-
lungen in die Arbeitslosenversicherung finanziert wird. Die Höhe soll 58 Prozent des pauschalierten
Nettoentgelts betragen. Einen Anspruch soll erwerben, wer Beiträge zur Arbeitslosenversicherung
eingezahlt und Arbeitslosengeld erhalten hat. Die Bezugsdauer entspricht der Dauer des vorherigen
Bezugs von Arbeitslosengeld. Arbeitslose, die mindestens 30 Jahre in der Arbeitslosenversicherung
versichert waren, sollen einen unbefristeten Anspruch erhalten. Für diese erinnert das Arbeitslosen-
geld Plus an die frühere Arbeitslosenhilfe, die allerdings bedürftigkeitsgeprüft und steuerfinanziert
war.

DIE LINKE begründet ihren Vorschlag damit, dass Beschäftigte in der Regel nach einem Jahr Arbeits-
losigkeit in Hartz IV fallen, unabhängig von der Dauer ihrer Beitragszahlung. Dies gilt nicht pauschal:
Bereits aktuell steigt die maximale Bezugsdauer ab einem Alter von 50 Jahren; nicht alle Personen
sind nach Auslaufen des Arbeitslosengeldes bedürftig und erhalten Arbeitslosengeld II.

Die möglichen Verhaltenseffekte längerer Bezugsdauern diskutiert bereits der vorangegangene
Abschnitt. Aus einer Prinzipal-Agenten-Perspektive, die vor allem Anreize zur Arbeitsaufnahme im
Blick hat, wären mit der Bezugsdauer sinkende Lohnersatzquoten durchaus erwägenswert (Hopen-
hayn/Nicolini 1997) – hier kommt es allerdings auf die genaue Ausgestaltung an.

Stephan (2019b) hat für das Jahr 2014 empirisch ausgewertet, a) wie viele der Zugänge in Arbeits-
losengeld zuvor mehr als 20 Jahre gearbeitet hatten, b) wie viele von diesen die aktuelle maximale
Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes ausgeschöpft hatten, und c) wie viele von den letzteren im
Anschluss den Bezug von Arbeitslosengeld II aufgenommen haben. Ergänzende Auswertungen für
die Gruppe derjenigen, die mehr als 30 Jahre versicherungspflichtig tätig waren, zeigen: Zwischen
126.000 und 168.000 Personen (Unter- und Obergrenze aufgrund der für Ostdeutschland erst seit
1992 verfügbaren Daten), die im Jahr 2014 den Bezug von Arbeitslosengeld aufnahmen, waren mehr
als 30 Jahre beschäftigt. Gut 50.000 von ihnen schöpften die maximalen Bezugsdauern aus. 7.000
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Personen wechselten im Zeitraum von 30 Tage vor bis zu 360 Tagen nach der maximalen Bezugs-
dauer in Arbeitslosengeld II.

Diese Befunde weisen darauf hin, dass die Schnittstelle zwischen der Arbeitslosenversicherung
und der Grundsicherung für Personen mit langen Vorbeschäftigungszeiten schmal ist. Dies schließt
nicht aus, dass Personen mit langen Vorbeschäftigungszeiten nach Auslaufen der Bezugsdauern
in deutlich größerem Umfang einen Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung haben könnten,
den sie aber nicht in Anspruch nehmen. Eventuell müssen sie auch in größerem Umfang Erspar-
nisse für ihr Alter auflösen oder aber frühzeitig in Rente gehen. Diese Fragen lassen sich auf Basis
der vorliegenden Daten nicht untersuchen.

Schließlich ist zu bedenken, dass das vorgeschlagene Arbeitslosengeld Plus durch entsprechend
höhere Beiträge zur Sozialversicherung zu finanzieren wäre. Höhere Beiträge zur Sozialversiche-
rung haben aber auch negative Effekte auf das verfügbare Einkommen der Beschäftigten und auf
die Arbeitsnachfrage von Unternehmen.

3.2.4 Lohnersatzquote

DIE LINKE fordert, dass statt der derzeitigen Bemessungsgrundlage für das Arbeitslosengeld von
60 Prozent (67 Prozent mit Kind) des pauschalierten Nettoentgelts alle Arbeitslosen eine Lohner-
satzquote von 68 Prozent erhalten sollen.

In Europa liegt Deutschland bei der Netto-Lohnersatzquote aktuell im Mittelfeld; in den meisten EU-
Staaten liegt die Quote um die 60 Prozent (Esser et al. 2013). In Deutschland ist die Regelung seit
dem Jahr 1994 unverändert (zuvor: 68 bzw. 63 Prozent). In der Schweiz stieg das Arbeitslosengeld
durch eine Reform im Jahr 2003 für eine Teilgruppe der Beschäftigten um bis zu 6 Prozentpunkte
an. Eugster (2015) zeigt, dass hierdurch die Arbeitslosigkeitsdauern der entsprechenden Gruppe um
etwa eine Woche (bzw. gut 3 Prozent) stieg. Sie findet ansonsten keinerlei Effekte auf die Beschäf-
tigungswahrscheinlichkeiten und das Arbeitseinkommen im neuen Job.

3.2.5 Arbeitslosenversicherung für Selbständige

Gründerinnen und Gründer können unter bestimmten Voraussetzungen auch als Selbständige in
der Arbeitslosenversicherung bleiben. Nach Auffassung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN soll sich bei
Selbständigen die Höhe des Arbeitslosengeldes künftig nach der Höhe der gezahlten Beiträge rich-
ten. Außerdem sollen Selbständige wahlweise Ihre Beiträge halbieren können und dann im Leis-
tungsfall auch nur Anspruch auf ein entsprechend geringeres Arbeitslosengeld haben. Und schließ-
lich soll die Versicherungsmöglichkeit für alle Selbständigen geöffnet werden. Die Stellungnahme
hierzu basiert teilweise auf und ist stellenweise wortgleich mit Bernhard et al. (2016, S. 9–16).

Höhe des Arbeitslosengeldes an der Höhe der Beiträge ausrichten

Bei Selbständigen wird die Höhe der Beiträge nicht individuell anhand des Einkommens ermit-
telt, sondern wird jedes Jahr einheitlich anhand der Bezugsgrößen für West- und Ostdeutschland
berechnet (Bundesagentur für Arbeit 2020a). Im Jahr 2020 beträgt der Beitrag für Selbständige
76,44 Euro in Westdeutschland und 72,24 Euro in Ostdeutschland. Im Kalenderjahr der Existenz-
gründung und im darauffolgenden Kalenderjahr zahlen Selbständige nur die Hälfte dieser Beiträge.

Die Höhe des Arbeitslosengeldes wird hingegen individuell ermittelt. Falls in den letzten zwei Jah-
ren vor Beginn der Arbeitslosigkeit mindestens 150 Tage Arbeitsentgelt aus einer versicherungs-
pflichtigen Beschäftigung erzielt wurde, bemisst sich das Arbeitslosengeld anhand des früheren
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Einkommens. Ansonsten wird das Arbeitslosengeld anhand eines fiktiven Entgelts berechnet. Die-
ses fiktive Arbeitsentgelt wird anhand der Qualifikation bestimmt, die für den Beruf, auf den sich die
Vermittlungsbemühungen der Agentur für Arbeit richten, notwendig ist. Dabei werden vier Qualifi-
kationsgruppen unterschieden: keine Ausbildung, abgeschlossener Ausbildungsberuf, Fachschule/
Meister, Hoch-/Fachhochschule. Für Personen in Steuergruppe III ohne Kinder reichen die Richt-
werte für das daraus resultierende Arbeitslosengeld beispielsweise von etwa 900 Euro (keine Aus-
bildung) bis etwa 1.600 Euro (Hoch-/Fachhochschule).

Demnach können Personen, die als Selbständige gleich hohe Beiträge gezahlt haben, ein unter-
schiedlich hohes Arbeitslosengeld erhalten, was gegen das sonst in der Arbeitslosenversicherung
übliche Äquivalenzprinzip von Beiträgen und Leistungen verstößt (Oberfichtner 2019). BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN schlagen vor, den einheitlichen Beitrag beizubehalten und die Höhe des Arbeitslo-
sengeldes zu vereinheitlichen, indem die Höhe des Arbeitslosengeldes künftig nicht mehr anhand
der Qualifikationsgruppe ermittelt wird, sondern anhand der Beitragshöhe. Das würde die Versiche-
rung stärker am Äquivalenzprinzip ausrichten, allerdings sind darüber hinaus Verhaltensänderun-
gen zu erwarten, da sich für manche Gruppen die Höhe des Arbeitslosengeldes wesentlich ändert.

Nimmt man an, dass die Beiträge anhand der Bezugsgröße für Westdeutschland (3.185 Euro)
berechnet werden, ergibt sich bei Steuerklasse III ohne Kinder ein monatliches Arbeitslosengeld
von knapp 1.400 Euro (Bundesagentur für Arbeit 2020b). Dieses Arbeitslosengeld entspricht in etwa
dem derzeitigen Richtwert für die Qualifikationsgruppe „Fachschule/Meister“, weshalb für diese
Gruppe keine Änderungen zu erwarten sind. Für Personen in den Qualifikationsgruppen „keine
Ausbildung“ und „abgeschlossener Ausbildungsberuf“ liegt es etwa 20 beziehungsweise 50 Prozent
über dem derzeitigen Richtwert, für Personen in der Qualifikationsgruppe „Hoch-/Fachhochschule“
etwa 15 Prozent darunter. Bei einer solchen Änderung sind sowohl Effekte auf den Abschluss der
Versicherung als auch auf das spätere Verhalten zu erwarten.

Für Personen aus den Qualifikationsgruppen „keine Ausbildung“ und „abgeschlossener Aus-
bildungsberuf“ wird der Abschluss der Versicherung durch das höhere mögliche Arbeitslosen-
geld attraktiver, und für Personen aus der Qualifikationsgruppe „Hoch-/Fachhochschule“ wir der
Abschluss durch das niedrigere Arbeitslosengeld unattraktiver. Entsprechend ist zu erwarten, dass
sich mehr Personen aus den Qualifikationsgruppen „keine Ausbildung“ und „abgeschlossener Aus-
bildungsberuf“ versichern und weniger aus der Qualifikationsgruppe „Hoch-/Fachhochschule“.

Darüber hinaus sind nach Abschluss der Versicherung Verhaltensänderungen sowohl beim Eintritt
in Arbeitslosigkeit als auch während einer Arbeitslosigkeitsepisode zu erwarten. Für Selbständige
aus den Qualifikationsgruppen „keine Ausbildung“ und „abgeschlossener Ausbildungsberuf“ ist
mit einem häufigeren Eintritt in Arbeitslosigkeit und einem anschließenden längeren Verbleib in
Arbeitslosigkeit zu rechnen. Für diese Gruppe erhöht die vorgeschlagene Änderung das Arbeits-
losengeld im Vergleich zum Einkommen aus der selbständigen Tätigkeit und damit den Anreiz,
die Selbständigkeit zu beenden und stattdessen Arbeitslosengeld zu beziehen. Und im Fall von
Arbeitslosigkeit steigt durch das höhere Arbeitslosengeld der Lohn, der in einer angebotenen neuen
Beschäftigung gezahlt werden muss, damit ein Jobangebot angenommen wird. Gleichzeitig verrin-
gert der Vorschlag – bei gegebenen Verdienstmöglichkeiten – den Unterschied zwischen Arbeitslo-
sengeld und möglichem Erwerbseinkommen. Das gilt insbesondere für Personen aus der Qualifi-
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kationsgruppe „keine Ausbildung“.3 Somit können Arbeitsuchende bei der Aufnahme einer neuen
Beschäftigung wählerischer sein; die Anreize, intensiv nach einer neuen Beschäftigung zu suchen
und schnell wieder Arbeit aufzunehmen, nehmen demnach ab. Für Selbständige aus der Qualifika-
tionsgruppe „Hoch-/Fachhochschule“ sind spiegelbildlich weniger Eintritte in Arbeitslosigkeit und
ein kürzerer Verbleib in Arbeitslosigkeit zu erwarten.

Alternativ könnte man die Arbeitslosenversicherung für Selbständige stärker am Äquivalenzprin-
zip ausrichten, indem man die unterschiedliche Höhe des Arbeitslosengeldes beibehält und die
Höhe des monatlichen Beitrags ausdifferenziert (Oberfichtner 2019). Beispielsweise könnte bei-
des anhand des versicherungspflichtigen Einkommens vor Beginn der Selbständigkeit berechnet
werden. Diese Variante stellt ebenfalls einen Zusammenhang zwischen Beitragshöhe und der Höhe
des Arbeitslosengeldes her und hätte die gleichen Wirkung auf die Attraktivität der Versicherung
für unterschiedliche Personengruppen. Gleichzeitig ist zu erwarten, dass das Arbeitslosengeld in
dieser Variante die individuellen Verdienstmöglichkeiten besser wiederspiegelt, was die beschrie-
benen Effekte auf den Zugang und Verbleib in Arbeitslosigkeit zumindest abschwächen sollte.

Arbeitslosenversicherung mit halbem Beitragssatz ermöglichen

Weiterhin wird im Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vorgeschlagen, dass Selbständige künftig
die Möglichkeit erhalten, lediglich den halben Beitragssatz zu bezahlen und entsprechend geringere
Leistungen im Fall von Arbeitslosigkeit zu beziehen. Diese Wahlmöglichkeit könnte dazu führen,
dass mehr Selbständige die Antragspflichtversicherung auch nach der Startphase, in der die Hälfte
des Beitrags fällig ist, fortführen.

Zu fragen wäre jedoch, ob bei halbierten Beitragssätzen die späteren Leistungen aus der Antrags-
pflichtversicherung ausreichend sind. Bei den bisherigen Leistungssätzen führt eine Halbierung zu
monatlichen Arbeitslosengeldzahlungen zwischen circa 450 und 800 Euro. Bei der im Antrag vorge-
schlagenen Berechnungsart ergeben sich Zahlungen von etwa 750 Euro (für Beiträge bezogen auf
die halbe Bezugsgröße; Bundesagentur für Arbeit 2020b). Das mögliche Arbeitslosengeld liegt in all
diesen Fällen bei einer Halbierung des Beitragssatzes demnach kaum über dem Grundsicherungsni-
veau. Insbesondere bei Selbständigen, die aus ihrer Selbständigkeit den Großteil des Haushaltsein-
kommens erzielen, setzt eine Halbierung der Beitragssätze daher wenig Anreize, sich zu versichern.
Aus versicherungsökonomischer Sicht sind keine wesentlichen Auswirkungen der Einführung einer
solchen Option zu erwarten.

Arbeitslosenversicherung für alle Selbständigen öffnen

Schließlich wird in dem Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gefordert, den Zugang in die Arbeits-
losenversicherung für alle Selbständige zu ermöglichen. Dabei soll laut der Begründung auch die
dreimonatige Frist zum Abschluss der Versicherung ab Beginn der selbständigen Tätigkeit abge-
schafft werden.

Bei der Einführung der Arbeitslosenversicherung für Selbständige wurde beabsichtigt, Gründern
durch eine Weiterversicherung den Verbleib in der Versicherung zu ermöglichen (Bundestagsdruck-
sache 15/1515). Dadurch sollten Existenzgründungen ermöglicht werden, ohne eine bestehende

3 Für sozialversicherungspflichtige Vollzeitbeschäftigte ohne Berufsabschluss betrug das Medianeinkommen 2018 etwa
2.500 Euro (Statistik der Bundesagentur für Arbeit 2019). Das entspricht 2020 in Steuerklasse III ohne Kinder einem Nettoeinkom-
men von etwa 1.900 Euro (Bundesagentur für Arbeit 2020b). Damit dürfte der erzielbare Lohn für einen wesentlichen Teil der Per-
sonen aus dieser Gruppe nicht weit über einem Arbeitslosengeld von 1.400 Euro liegen.
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Absicherung gegen Arbeitslosigkeit zu verlieren. Die vorherige Zugehörigkeit zur Versichertenge-
meinschaft wird durch die in § 28a Abs. 2 SGB III genannten Voraussetzungen, insbesondere Vor-
versicherungszeiten, nachgewiesen (Bundestagsdrucksache 15/1515 und Bundestagsdrucksache
17/1945). Der Antrag impliziert, dass der Charakter einer Weiterversicherung zugunsten einer aus-
geweiteten Zugangsmöglichkeit in die Versicherung aufgegeben wird. Dabei handelt es sich letzt-
lich um eine politische Entscheidung.

Es liegen keine Studien dazu vor, ob bisher nicht berechtigte Personengruppen der Versicherung
beitreten möchten, was eine Abschätzung der Folgen der vorgeschlagenen Änderung erschwert.
Problematisch erscheint die Möglichkeit, auch bei vorherigem Arbeitslosengeld-II-Bezug nach einer
Unternehmensgründung der Arbeitslosenversicherung für Selbständige beizutreten. Hier eröffnet
sich durch eine selbständige Tätigkeit – unter Umständen bei gleichzeitig fortgesetztem Arbeits-
losengeld-II-Bezug – die Möglichkeit, Anspruch auf Arbeitslosengeld I zu erwerben. Dabei ist ent-
scheidend, ob bei einem geplanten späteren Arbeitslosengeld-I-Bezug die Beiträge zur Versiche-
rung geringer sind als der Unterschied zwischen dem später ausgezahlten Arbeitslosengeld I und
II. Während dies derzeit von der individuellen Qualifikation abhängt, dürfte bei der vorgeschlage-
nen Änderung der Berechnung des Arbeitslosengeldes I dieses deutlich über dem Arbeitslosengeld
II liegen. In diesem Fall ist nicht auszuschließen, dass sich Personen mit schlechten Arbeitsmarkt-
aussichten, die Arbeitslosengeld II beziehen, mit dem Ziel selbständig machen, möglichst schnell
Arbeitslosengeld I statt Arbeitslosengeld II zu beziehen. Neben der dadurch entstehenden finanzi-
ellen Belastung für die Arbeitslosenversicherung widerspricht ein solches Verhalten dem Versiche-
rungsgedanken.

Bisher müssen Selbständige den Antrag zur Arbeitslosenversicherung innerhalb von drei Monaten
ab Beginn ihrer selbständigen Tätigkeit stellen. Die geforderte Abschaffung dieser Frist ist aus ver-
sicherungsökonomischer Perspektive kritisch zu beurteilen. Es ist davon auszugehen, dass Selb-
ständige nach Beginn ihrer Tätigkeit zunehmend besser einschätzen können, wie groß die Erfolgs-
aussichten ihrer Gründungen sind. Die Erfolgsaussichten beeinflussen die Entscheidung über
den Abschluss der Arbeitslosenversicherung. Hierbei erhöhen schlechtere Erfolgsaussichten unter
sonst gleichen Bedingungen die Neigung zum Versicherungsabschluss, da schlechtere Erfolgsaus-
sichten eine höhere Wahrscheinlichkeit, arbeitslos zu werden, implizieren. Dadurch kommt es
zu einer systematischen Selbstselektion von Gründern mit schlechteren Erfolgsaussichten in die
Arbeitslosenversicherung. Aus der Perspektive der Versicherung ist diese Selektion problematisch,
da sie dazu führt, dass Personen mit hohem Arbeitslosigkeitsrisiko unter den Versicherten über-
repräsentiert sind. Dies führt zu höheren Ausgaben pro Versichertem als in einer Situation, in der
sich alle Personen versichern. Die Antragsfrist abzuschaffen, könnte dieses Problem verschärfen,
da Selbständige mehr Zeit hätten, um Informationen über die Erfolgsaussichten ihrer Gründung zu
sammeln und sich entsprechend für oder gegen eine Versicherung zu entscheiden.

Öffnet man die Arbeitslosenversicherung und schafft die Frist zum Abschluss ab, ist es außerdem
möglich, dass manche Selbständige die Versicherung als Brücke in den Ruhestand nutzen. So könn-
ten sich ältere Selbständige gezielt versichern, um nach dem Ende ihres eigentlichen Erwerbsle-
bens zunächst Arbeitslosengeld zu beziehen und erst im Anschluss auf ihre Altersvorsorge zurückzu-
greifen. Neben der dadurch entstehenden finanziellen Belastung für die Arbeitslosenversicherung
widerspricht das dem Versicherungsgedanken.
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3.2.6 Sperrzeiten

DIE LINKE fordert eine Abschaffung von Sperrzeiten. Lohnabschläge in der neuen Beschäftigung
sollen nicht zumutbar sein; die Aufnahme einer neuen Beschäftigung dürfe nicht die Fähigkeiten
und Kenntnisse der früheren Tätigkeit entwerten.

In der Arbeitsuchtheorie werden Ex-post-Effekte von Ex-ante-Effekten von Sperrzeiten unterschie-
den: Ex-post-Effekte entstehen durch die tatsächliche Verhängung einer Sperrzeit. Sie beziehen sich
auf das Verhalten von betroffenen Personen nach der Sperrzeit. Ex-ante-Effekte hingegen entstehen
dadurch, dass es prinzipiell möglich ist, Sperrzeiten zu verhängen. Theoretisch lässt sich herleiten,
dass in einem Arbeitslosenversicherungssystem mit Sperrzeiten im Durchschnitt die Arbeitsuchan-
strengungen höher und die Anspruchslöhne geringer ausfallen sollten. Kürzere Arbeitslosigkeits-
episoden und niedrigere Arbeitslosigkeit sind die Folge.

Hofmann (2012) untersucht die Ex-post-Effekte von Sperrzeiten im SGB III wegen Arbeitsableh-
nung oder Ablehnung einer Maßnahmenteilnahme bei Arbeitslosengeldempfängerinnen und -
empfängern. Die Studie ermittelt, dass früh eingesetzte Sperrzeiten insbesondere bei jüngeren Per-
sonen die intendierte Beschäftigungswirkung entfalten. Gleichzeitig scheint dies jedoch mit negati-
ven Nebeneffekten in Form einer Aufnahme geringfügiger Beschäftigung sowie eines Rückzugs vom
Arbeitsmarkt einherzugehen. Van den Berg et al. (2019) zeigen, dass Sperrzeiten in den ersten drei
Monaten nach Aussprechen der Kürzung zu höheren Übergangsraten in Beschäftigung führen, aber
dann mit deutlich niedrigeren Löhnen und instabileren Beschäftigungsverhältnissen einhergehen.
Zusammenfassend weist die empirische Evidenz darauf hin, dass Sperrzeiten die Arbeitslosigkeits-
dauern der betroffenen Personen verkürzen, aber auch unerwünschte Nebeneffekte haben.

3.3 Sanktionsfreie Mindestsicherung

Der durchschnittliche Bedarf einer Single-Bedarfsgemeinschaft im SGB II betrug im September
2019 inklusive der Leistungen für die Kosten der Unterkunft 771 Euro (Statistik der Bundesagen-
tur für Arbeit 2020). Ohne eigenes anrechenbares Einkommen und Vermögen sowie ohne Berück-
sichtigung von Sanktionierungen entspricht dieser Betrag dem Zahlungsanspruch. Der Antrag von
DIE LINKE beinhaltet die Forderung, das Arbeitslosengeld II durch eine sanktionsfreie Mindestsi-
cherung in Höhe von 1.050 Euro als unterste Auffanglinie zu ersetzen. Geht man davon aus, dass
die genannte Höhe den Grundbedarf eines Alleinstehenden inklusive seinen Kosten der Unterkunft
finanzieren soll, würde dies im Durchschnitt eine deutliche Erhöhung der Grundsicherungsleistun-
gen bedeuten. Da die gewählte Höhe im Bereich der Armutsgefährdungsschwelle liegt, wäre kurz-
fristig mit einer deutlichen Reduzierung der Armutsgefährdungsquote zu rechnen. Dies gilt insbe-
sondere für Alleinerziehende, wenn an der bestehenden Anerkennung von Mehrbedarfen für Allein-
erziehende festgehalten würde. In einer Simulationsanalyse einer Regelsatzerhöhung um circa
20 Prozent kommen Feil und Wiemers (2008) zu dem Ergebnis, dass die Armutsgefährdungsquote
um etwa 2 Prozentpunkte sinken würde. Allerdings geht dies mit sehr hohen fiskalischen Belastun-
gen einher, da nicht nur die Kosten für bestehende Beziehende steigen, sondern auch der Kreis der
Anspruchsberechtigten deutlich ausgeweitet würde. Dies gilt insbesondere dann, wenn die Leis-
tung sanktionsfrei wäre, wodurch sich die Kosten der Inanspruchnahme im Vergleich zur SGB-II-
Grundsicherung c. p. reduzieren würden. Unklar bleibt, wie die Mindestsicherung mit den vorgela-
gerten Leistungen Wohngeld und Kinderzuschlag abgestimmt werden soll, da auch bei diesen Leis-
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tungen starke Auswirkungen zu erwarten wären. Zum einen ginge die Ausweitung des Anspruchs-
bereichs der Mindestsicherung zu Lasten des Wohngeldes, zum anderen würde aufgrund des refor-
mierten Kinderzuschlags auch der Kinderzuschlag bis weit in mittlere Einkommensbereiche ausge-
weitet werden, wenn die Regelungen zum Hinzuverdienst in der Grundsicherung bestehen blieben.
Beim Arbeitsangebot würde eine deutliche Anhebung der Grundsicherung tendenziell zu negativen
Arbeitsangebotsreaktionen führen. So berechnen Feil und Wiemers (2008) einen negativen Effekt
der Regelsatzanhebung auf das Arbeitsvolumen von 200 Tsd. Vollzeitäquivalenten. Neben einer
Reduzierung der Arbeitszeit beziehungsweise der Beschäftigungsaufgabe im unteren Einkommens-
bereich wäre insbesondere auch im mittleren Einkommensbereich, in den hinein die neue Grundsi-
cherung und der Kinderzuschlag ausgeweitet würden, eine Arbeitszeitreduzierung aufgrund gestie-
gener Haushaltsnettoeinkommen zu erwarten.

Die Grundsicherung für Arbeitsuchende zielt darauf ab, dass erwerbsfähige Leistungsberechtigte
ihren Lebensunterhalt möglichst aus eigenen Mitteln und Kräften bestreiten können (§ 1 Abs. 2
SGB II). Sie sieht daher Regeln für erwerbsfähige Leistungsberechtigte vor, die dazu beitragen sol-
len, dass sie Integrationsfortschritte erzielen. Wenn erwerbsfähige Leistungsberechtigte nicht hin-
reichend intensiv nach einer Arbeit oder Ausbildung suchen oder eine zumutbare Arbeit ohne guten
Grund ablehnen, sollen Sanktionen erwerbsfähige Leistungsberechtigte zur Mitwirkung bewegen.
Um erwerbsfähige Leistungsberechtigte in den Arbeitsmarkt vermitteln zu können, sind ferner
Gespräche mit den Fachkräften im Jobcenter notwendig. Daher sind auch Sanktionen vertretbar,
wenn erwerbsfähige Leistungsberechtigte Termine mit dem Jobcenter ohne guten Grund versäu-
men. Das IAB hat in mehreren Stellungnahmen zentrale Forschungsergebnisse zu Sanktionen in
der Grundsicherung für Arbeitsuchende diskutiert. Zuletzt geschah das in der IAB-Stellungnahme
05/2018 (Bruckmeier et al. 2018), in der es unter anderem um einen Antrag der Bundestagsfraktion
DIE LINKE (Deutscher Bundestag 2017) zur Abschaffung sowohl der bestehenden Sanktionsrege-
lungen im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) als auch der Einschränkung der Leistungen im
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) ging.

Die Ausführung der IAB-Stellungnahme 5/2018 zu den Sanktionen in der Grundsicherung für Arbeit-
suchende lassen sich wie folgt kurz zusammenfassen: Sanktionen entfalten bei den Betroffenen
durch eine im Schnitt beschleunigte Aufnahme einer Erwerbstätigkeit intendierte Wirkungen. In
der Stellungnahme wurde aber auch diskutiert, dass Sanktionswirkungen auftreten können, die
möglichst vermieden werden sollten: Unter Umständen ziehen sich sanktionierte Personen vom
Arbeitsmarkt zurück. Befragungsergebnisse liefern Indizien dafür, dass in es infolge von Sanktionen
bei den betroffenen Personen zu Zahlungsrückständen kommen kann und die Energieversorgung
gesperrt wird. Ein weiteres Beispiel ist das Auftreten seelischer Probleme infolge von Sanktionen.
All das kann bei einem Teil der Betroffenen die Integration in den Arbeitsmarkt erschweren.

Aufgrund der vorliegenden Befunde hat das IAB Reformen der vor dem 5. November 2019 gelten-
den Sanktionsregeln vorgeschlagen, die daraufsetzen, eine Anreizwirkung der Sanktionen beizube-
halten und gleichzeitig sehr starke Einschränkungen der Lebensbedingungen durch leistungsmin-
dernde Sanktionen zu vermeiden. Dazu gehörte Sonderregeln für unter 25-jährige Personen, die
rasch zu besonders hohen Sanktionen führten, an die Regeln für ab 25-Jährige anzupassen. Es sollte
zudem eine angemessene Obergrenze für die Leistungsminderung festgelegt werden und dabei
sichergestellt werden, dass diese nicht durch die Kumulation mehrerer Sanktionen überschritten
werden kann. Durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 5. November 2019 (Bundesver-
fassungsgericht 2019) wurde festgestellt, dass die bis dahin geltenden Sanktionsregeln teilweise
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verfassungswidrig sind, und es wurden einige Neuregelungen unmittelbar wirksam. Zudem kam es
Endes des Jahres 2019 zu weiteren Anpassungen (Bundesagentur für Arbeit 2019a, 2019b). Insbe-
sondere können Sanktionen 30 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs nicht mehr überschreiten
und zwar auch nicht, wenn mehrere Sanktionen gleichzeitig vorliegen. Die Sanktionen dürfen bei
den Betroffenen zu keinen außergewöhnlichen Härten führen, was im Einzelfall überprüft werden
muss. Die Sanktionsdauer darf nicht starr sein. Sie muss verkürzt werden, wenn die erwerbsfähi-
gen Leitungsberechtigten nachträglich ihre Pflichten erfüllen oder eine ernsthafte und nachhaltige
Bereitschaft zeigen, ihren Pflichten nachzukommen. Die Regeln für ab 25-Jährige werden auch für
unter 25-Jährige angewendet, soweit das nicht zu einer Schlechterstellung der unter 25-Jährigen
führt. Bis zu einer endgültigen gesetzlichen Neuregelung der Sanktionen in der Grundsicherung
sind damit aus Sicht des IAB bereits wichtige Reformschritte erfolgt. Eine sanktionsfreie Mindestsi-
cherung hält das IAB nicht für sinnvoll.

3.4 Konkurrenz am Arbeitsmarkt und Arbeitsbedingungen

3.4.1 Allgemeinverbindlichkeitserklärung und Mindestlohn

DIE LINKE fordert, die Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tarifverträgen zu erleichtern, indem
das Vetorecht für Arbeitgeber im Tarifausschuss abgeschafft wird, und den gesetzlichen Mindest-
lohn auf mindestens 12 Euro zu erhöhen.

Allgemeinverbindlichkeitserklärung erleichtern

In Deutschland existieren neben dem allgemeinen gesetzlichen Mindestlohn Branchenmindest-
löhne, die über allgemeinverbindliche Branchentarifverträge festgelegt sind. Solche Branchenmin-
destlöhne gelten aktuell beispielsweise im Dachdecker- und Elektrohandwerk. Seit Januar 2018
müssen die Branchenmindestlöhne mindestens eine Entlohnung auf Höhe des gesetzlichen Min-
destlohns vorsehen. Damit ein Branchentarifvertrag für alle Betriebe einer Branche als allgemein-
verbindlich erklärt wird, müssen der Arbeitgeberverband, die relevante Gewerkschaft und das Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales diesem Vorgang zustimmen. Es handelt sich also um ein
Instrumentarium, das Branchentarifverträge über die Mitgliedsbetriebe eines Arbeitgeberverban-
des hinaus auf alle Betriebe einer Branche ausweitet.

Grundsätzlich handelt es sich bei der Allgemeinverbindlichkeitserklärung um ein Instrument das
verwendet wird, um der sinkenden betrieblichen Tarifbindung, die in Deutschland für die vergange-
nen 20 Jahre beobachtet wird (Bossler 2019a; Ellguth und Kohaut 2019), entgegenzuwirken. Schafft
man die Zustimmung der Arbeitgeber für die Allgemeinverbindlichkeit ab, könnten dann Gewerk-
schaften zusammen mit der Politik über die Allgemeinverbindlichkeit entscheiden. Neben der Tat-
sache, dass dies den sozialpartnerschaftlichen Konsens zumindest in dieser Frage aufkündigt, sind
die Folgewirkungen schwierig abzuschätzen:

Es liegt nahe, dass viele Arbeitgeberverbände sich dann der Verhandlung von Tarifverträgen gänz-
lich verweigern könnten. Denn ohne einen ausgehandelten Tarifvertrag gäbe es auch keine Grund-
lage für eine Allgemeinverbindlichkeitserklärung. Alternativ ist es möglich, dass Arbeitgeberver-
bände nur sehr viel niedrigere Tarifabschlüsse akzeptieren, wenn stets die Gefahr besteht, dass die
Reichweite des Tarifvertrags ohne ihr Mitspracherecht ausgedehnt würde. Beides hätte zur Folge,
dass die vorgeschlagene Maßnahme die Reichweite von Tarifverträgen sogar verringern könnte,
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statt sie zu erhöhen. Selbst unter dem Primat einer Ausweitung der Tarifbindung handelt es sich
deshalb um einen sehr riskanten Vorschlag. 4

Erhöhung Mindestlohn

Eine Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns auf 12 € pro geleisteter Arbeitsstunde wurde jüngst
von einigen Parteien und Verbänden gefordert. Die Evaluationsstudien zur Einführung des gesetzli-
chen Mindestlohns auf Höhe von 8,50 € im Jahr 2015 können als erfolgreich bezeichnet werden, weil
sich positive Effekte auf die Löhne betroffener Beschäftigter zeigen, während kaum nennenswerte
Beschäftigungseffekte eingetreten sind (siehe Zusammenfassung in Börschlein/Bossler 2019). Dar-
aus lässt sich jedoch noch nicht unmittelbar ableiten, dass der Mindestlohn auch sehr deutlich
angehoben werden kann. So berichteten die Arbeitgeber im Rahmen der IAB-Stellenerhebung 2017
eine äußerst skeptische Einschätzung hinsichtlich der erwarteten Beschäftigungsentwicklung in
ihrem Betrieb bei einer deutlichen Mindestlohnerhöhung auf 12 € (Bossler/Oberfichtner/Schnabel
2019). Eine negative Auswirkung zeigt sich insbesondere bei den nicht tarifgebundenen Betrieben
in Ostdeutschland. Letztlich ist es – a priori– jedoch nicht klar, wie ein höherer Mindestlohn auf die
Beschäftigung wirken würde und eine Abschätzung der Effekte ist im Vorhinein nur unter strikten
Annahmen möglich.

In der Diskussion um den Mindestlohn sollte zudem beachtet werden, dass aktuell noch wichtige
Fragen unbeantwortet sind. So sind die Auswirkungen des Mindestlohns in Krisenzeiten noch nicht
bekannt, unter anderem weil noch keine Daten dazu vorliegen. In einer Krise kann es zu einem Ein-
bruch von Aufträgen bei den Betrieben kommen, was wiederum zur Folge haben kann, dass die
Produktivität einiger Jobs unter das Mindestlohnniveau fällt und somit die Beschäftigten nicht dau-
erhaft weiterbeschäftigt werden können (Bossler 2019b).

Auch das Ausmaß an Non-Compliance ist trotz des positiven Einflusses auf die Löhne der Beschäf-
tigten noch weitestgehend unbekannt (Bossler 2019b). Während Befragungsdaten ein hohes Aus-
maß an Non-Compliance nahelegen, kann dieses Ergebnis in wesentlichem Umfang durch Messfeh-
ler begründet sein (Bossler 2019b). Die Forschungsergebnisse zu den Auswirkungen der Mindest-
lohneinführung sollten deshalb nur vor dem Hintergrund der beobachteten Rahmenbedingungen
(mit dem aktuellen Ausmaß an Non-Compliance) interpretiert werden. Zusätzlich sind die Wirkun-
gen einer deutlichen Mindestlohnerhöhung auf das Ausmaß an Non-Compliance selbst unklar, da
ein höherer Mindestlohn auch den Anreiz zu Mindestlohnumgehungen erhöhen kann.

Eine maßvolle und wissenschaftlich fundierte Anpassung des gesetzlichen Mindestlohns, wie sie
aktuell von den Sozialpartnern in der Mindestlohnkommission vorgenommen wird, ist sachgerecht,
weil sie unabhängig von politischen Mehrheitsverhältnissen den Mindestlohn unter Berücksichti-
gung der allgemeinen tarifvertraglichen Lohnentwicklung anpasst und dabei auch die aktuellen
Entwicklungen am Arbeitsmarkt sowie die Forschungsergebnisse zum Mindestlohn berücksichtigt.

3.4.2 Befristete Beschäftigung

Die Fraktion DIE LINKE beantragt, das unbefristete Arbeitsverhältnis wieder zur Regel machen und
hierzu sachgrundlose Befristungen und Kettenbefristungen zu verbieten sowie die Sachgründe zu
reduzieren.

4 Die vorgeschlagene Ausweitung der Tarifbindung (ohne Zustimmung der Arbeitgeber) könnte sich dann auch auf weitere
betriebliche Anpassungsmaßnahmen hinsichtlich der Beschäftigungspolitik auswirken.
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Verbot sachgrundloser Befristungen

Das unbefristete Arbeitsverhältnis ist nach wie vor „die Regel“ in Deutschland. Im Jahr 2018 waren
gut 8 Prozent aller Arbeitsverhältnisse befristet, d. h. über 90 Prozent waren unbefristet. Die aktuelle
Fachkräftesituation lässt zudem erwarten, dass Befristungen eher an Bedeutung verlieren. Zudem
ist ein Verbot sachgrundloser Befristungen nicht gleichbedeutend mit mehr unbefristeter Beschäf-
tigung. Unbefristete Beschäftigung wird nicht geschaffen, weil eine spezifische arbeitsvertragli-
che Rechtsform verboten wird oder nicht, sondern weil langfristig Personalbedarf vorhanden und
zugleich Personalmittel zur Verfügung stehen. Die Hoffnung, dass das Verbot sachgrundloser Befris-
tungen in gleichem Maß dazu führt, dass die betroffenen Personen unbefristet eingestellt werden,
wird sich nicht vollständig erfüllen, solange alternative Möglichkeiten des Personaleinsatzes vor-
handen sind. Bei gegebenen ökonomischen Restriktionen könnten öffentliche wie private Arbeit-
geber auf Befristungen mit Sachgrund ausweichen oder Aufgaben an andere Unternehmen, freie
Mitarbeiter oder Leiharbeiter auslagern, um auf Einstellungen zu verzichten.

Der häufige Rückgriff auf sachgrundlose Befristungen erklärt sich vor allem durch die höhere
Rechtssicherheit für Arbeitgeber, da das rechtmäßige Vorliegen eines Sachgrundes nicht immer
eindeutig ist und letztlich der richterlichen Einzelfallprüfung unterliegt (Hohendanner 2018). Sach-
grundlose Befristungen sind etwa im Falle von Vertretungen flexibler in verschiedenen Arbeitsbe-
reichen einsetzbar, während bei Sachgrundbefristungen die Tätigkeit der zu vertretenden Arbeits-
kraft als Maßstab gilt. Der Vorteil, keinen Sachgrund angeben zu müssen, ist es allerdings auch,
der pauschale Befristungen erst ermöglicht. Gerade größere Arbeitgeber dürften – um ihren Auf-
wand zu reduzieren – nicht jede Einstellung hinsichtlich der Befristung einer Einzelfallbeurteilung
unterziehen und bestimmte Handlungsroutinen entwickeln. Dass Einstellungen zunächst befristet
erfolgen, wird durch die erleichterte Möglichkeit der (sachgrundlosen) Befristung befördert. Hohe
Übernahmequoten bei sachgrundlosen Befristungen können daher auch ein Hinweis auf Mitnah-
meeffekte sein, in dem Sinne, dass Arbeitgeber zum Teil pauschal befristen, obwohl die eine oder
andere Einstellung auch unbefristet hätte erfolgen können. Angesichts der hohen Übernahmequo-
ten ist es eine politische Abwägungsfrage, ob mögliche Mitnahmeeffekte mit anschließender Über-
nahme nicht eher hinnehmbar sind als mögliche negative Beschäftigungseffekte bei einem Kom-
plettverbot sachgrundloser Befristungen. Angesichts der aufgrund der Corona-Krise zu erwarten-
den unsicheren wirtschaftlichen Entwicklung sollten Reformen eher vermieden werden, die den
Arbeitgebern zusätzliche Einstellungshürden auferlegen.

Verbot von Kettenbefristungen

Generell fehlen empirische Informationen über die quantitative Relevanz und Dauer von Kettenbe-
fristungen. Ungeachtet dessen soll laut Koalitionsvertrag 2018 die Befristung eines Arbeitsverhält-
nisses (mit und ohne Sachgrund) nicht mehr zulässig sein, wenn mit demselben Arbeitgeber bereits
zuvor ein unbefristetes Arbeitsverhältnis bestanden hat beziehungsweise ein oder mehrere befris-
tete Verträge eine Gesamtdauer von fünf oder mehr Jahren erreicht haben. Ein erneutes befris-
tetes Arbeitsverhältnis mit demselben Arbeitgeber ist erst nach Ablauf einer Karenzzeit von drei
Jahren möglich. Eine Einschränkung von Befristungsketten auf höchstens fünf Jahre geht deutlich
über die aktuelle Rechtsprechung hinaus, die stärker am Einzelfall orientiert ist (vgl. Hohendanner
2018). Eine solche Fünf-Jahres-Grenze erhöht bei bestehendem Fachkräftebedarf den Druck auf die
Arbeitgeber, mehr unbefristete Beschäftigung zu schaffen. Ein gewisses Risiko könnte insbesondere
bei größeren Arbeitgebern mit mehreren Dienststellen und Einzelbetrieben bestehen. Dort könnte
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die Unsicherheit zunehmen, ob eine einzustellende Person die Fünf-Jahres-Grenze unter Berück-
sichtigung der Karenzzeit von drei Jahren überschritten hat. In der Summe könnte sich die Unsi-
cherheit auch negativ auf das Einstellungsverhalten auswirken und betriebliche Beschäftigungs-
dauern verkürzen.

Reduzierung von Sachgründen

Über die empirische Verbreitung einzelner Sachgründe fehlt empirische Evidenz. Eine Einschrän-
kung der Sachgründe bei simultanem Verbot sachgrundloser Befristungen verringert die Befris-
tungsmöglichkeiten von Arbeitgebern deutlich und dürfte dazu führen, dass Arbeitgeber zum Teil
auf alternative Instrumente wie Werkverträge und Leiharbeit ausweichen. Damit stellt sich die
Frage, ob die deutliche Einschränkung von Befristungsmöglichkeiten den Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern mehr hilft als schadet und das unbefristete Arbeitsverhältnis tatsächlich gestärkt
wird.

Vor dem Hintergrund der aktuellen wirtschaftlichen Entwicklung und Unsicherheit sollten solch
einschneidende Reformen hintanstehen, zumal die bestehenden Fachkräfteengpässe in einigen
Branchen und Berufen eher dafürsprechen, dass das unbefristete Arbeitsverhältnis auch weiterhin
die Regel in Deutschland sein wird.

3.4.3 Leiharbeit

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragen, in der Leiharbeit das Prinzip „gleicher Lohn für gleiche
Arbeit“ zuzüglich einer Flexibilisierungsvergütung ab dem ersten Einsatztag geltend zu machen
sowie langfristig Leiharbeit abzuschaffen.

Leiharbeit abschaffen

Trotz kräftigem Wachstum der Branche ist der Anteil der Leiharbeitnehmer an allen Beschäftigten
in der letzten Dekade mit circa 2,5 Prozent nach wie vor gering. Seit dem Jahr 2019 ist er leicht rück-
läufig und wird durch die Corona-Krise vermutlich weiter sinken.

Ziel der Zeitarbeit ist es, den Flexibilitätsbedürfnissen der Unternehmen entgegen zu kommen und
über die Zeitarbeit neue Arbeitsplätze zu schaffen. So können die Kunden der Zeitarbeitsfirmen,
also die Entleih- oder Einsatzbetriebe, temporär abwesende Mitarbeiter durch Leiharbeitnehmer
ersetzen oder Auslastungsschwankungen über den Konjunkturzyklus mithilfe der Zeitarbeit auf-
fangen. Gleichzeitig können sie auch ihre Stammbelegschaft – beispielsweise in Zeiten schwacher
Konjunktur wie etwa während der Krise 2008/2009 – vor Entlassungen schützen und damit firmen-
spezifisches Humankapital erhalten (Jahn/Weber 2016).

Zwischen den Einsatzmotiven der Kundenunternehmen und den Motiven der Menschen, einen
Leiharbeitsjob anzunehmen, besteht jedoch erhebliche Diskrepanz. Der ausschlaggebende Grund,
eine Tätigkeit in der Zeitarbeitsbranche zu akzeptieren, ist Arbeitslosigkeit zu beenden beziehungs-
weise zu vermeiden oder die Hoffnung, auf diesem Weg einen stabilen Job zu finden. Trotz der Puf-
ferfunktion der Zeitarbeit über den Konjunkturzyklus, scheint Zeitarbeit ein Sprungbrett in reguläre
Beschäftigung zu sein. Dies gilt vor allem während eines Abschwungs (Jahn/Rosholm 2018) sowie
für Migranten (Jahn/Rosholm 2011).

Eine Abschaffung der Zeitarbeit würde auch nicht dazu führen, dass im gleichen Umfang, wie die
Zeitarbeit zurückgeht, reguläre Arbeitsplätze entstehen. Das IAB hat gezeigt, dass Zeitarbeit erheb-
lich zum Beschäftigungsaufbau beigetragen hat. Schafft man die Zeitarbeit ab, würde nur etwa die
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Hälfte aller Zeitarbeitsjobs in reguläre Jobs umgewandelt werden (Jahn/Weber 2013). Schließlich
ist mit erheblichen Ausweichreaktionen der Kundenunternehmen zu rechnen, die vermutlich noch
sehr viel stärker als bisher auf Werkverträge ausweichen.

Equal Pay vom ersten Tag an

Nicht zuletzt wegen der vergleichsweise niedrigen Bezahlung von Leiharbeitnehmern, die etwa
15 bis 25 Prozent weniger verdienen als Beschäftigte außerhalb der Branche (Jahn/Pozzoli 2013),
wurde in den letzten 15 Jahren zunehmend auch die Entlohnung im Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetz (AÜG) reguliert. Die heftige Kritik an der Entlohnung der Leiharbeitnehmer hat auch dazu
geführt, dass die Branche und die Gewerkschaften zunehmend Branchenzuschläge verhandeln, die
mit der Überlassungsdauer steigen. Trotz Mindestlohn und Branchenzuschlägen hat der Gesetzge-
ber im April 2017 die Entlohnung von Leiharbeitnehmern im AÜG erneut geregelt. Demnach erhal-
ten Leiharbeitnehmer spätestens nach einer Überlassungsdauer von neun Monaten beim selben
Entleiher die gleiche Entlohnung („equal pay”) wie ein vergleichbarer Stamm-Mitarbeiter.

Bei der aktuellen Regelung haben Entleihbetriebe und Zeitarbeitsfirmen einen Anreiz, Leiharbei-
ter nach dieser Frist durch neue Leiharbeiter zu ersetzen. Denn die Regelung führt dazu, dass sich
die Zeitarbeit bei den Einsätzen verteuern, die länger als neun Monate dauern. Hiervon sind ver-
mutlich vor allem Zeitarbeitsjobs betroffen, die nur eine geringe Einarbeitungszeit benötigen und
daher leichter austauschbar sind.

Daraus folgt jedoch nicht die Forderung nach einer „equal pay“ Regelung, denn es gilt zu berück-
sichtigen, dass Leiharbeiter im Kundenunternehmen weniger produktiv sein können. Das gilt vor
allem zu Beschäftigungsbeginn im Kundenunternehmen – sei es, weil für sie die Tätigkeit neu ist,
sie weniger spezifische Berufserfahrung haben, den Einsatzbetrieb noch nicht kennen oder eine
schwächere Bindung an das Kundenunternehmen haben als Stamm-Mitarbeiter, die in dem Betrieb
schon seit vielen Jahren tätig sind. Equal Pay vom ersten Tag an hätte zur Folge, dass sich die Inan-
spruchnahmen von Zeitarbeit erheblich verteuern würde. Eine mögliche Folge ist, dass der Zeitar-
beitsmarkt schrumpfen wird. Die Last würden vor allem Geringqualifizierte und Migranten tragen,
für die Zeitarbeit häufig der einzige Weg in Beschäftigung ist. Zugleich ist nicht davon auszugehen,
dass im gleichen Umfang, für diese Gruppen reguläre Jobs geschaffen werden (Jahn/Weber 2013).

3.4.4 Minijobs

Der Antrag von DIE LINKE (Bundestagsdrucksache 19/16456) sieht vor, „Minijobs sozialversiche-
rungspflichtiger Arbeit gleichzustellen, damit jede Stunde Arbeit voll sozialversicherungs- und steu-
erpflichtig ist.“ Dies wird hier so interpretiert, dass sowohl Minijobs5 als auch Midijobs6 effektiv
abgeschafft werden sollen, sodass alle Beschäftigungsverhältnisse unabhängig von der Höhe des
Bruttoeinkommens sozialversicherungs- und steuerrechtlich einheitlich behandelt werden. Im Fol-

5 Minijobs sind Beschäftigungsverhältnisse mit einem monatlichen Einkommen von bis zu 450 Euro. In einem Minijob fallen keine
Lohnsteuer und lediglich ein Beitrag zur Rentenversicherung in Höhe von 3,6 Prozent an, von dem allerdings eine Befreiung mög-
lich ist. Dabei ist es unerheblich, ob der Minijob als einzige Beschäftigung oder als Hinzuverdienst neben einer sozialversiche-
rungspflichtigen Hauptbeschäftigung ausgeübt wird. Für Arbeitgeber im gewerblichen Bereich fällt aktuell eine Pauschalabgabe
von circa 31 Prozent an. Die Pauschalabgabe liegt für den Arbeitgeber anteilig somit höher als bei einer voll sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung mit Abgaben in Höhe von knapp 20 Prozent.
6 Midijobs sind Beschäftigungsverhältnisse mit einem monatlichen Einkommen von 451 Euro bis 1.300 Euro. Innerhalb dieser
„Gleitzone“ werden die Sozialversicherungsabgaben der Arbeitnehmer von knapp 10 Prozent linear auf den vollen Beitragssatz
von knapp 20 Prozent erhöht. Für Arbeitgeber gilt in der gesamten Gleitzone der volle Beitragssatz von knapp 20 Prozent. Im Gegen-
satz zu Minijobs sind Midijobs lohnsteuerpflichtig.

IAB-Stellungnahme 3|2020 35

http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/164/1916456.pdf


genden werden die zu erwartenden Arbeitsangebotseffekte einer solchen Reform qualitativ disku-
tiert.

Entscheidend für die zu erwartenden Arbeitsangebotswirkungen der Abschaffung von Mini- und
Midijobs ist es, in welchem Ausmaß die Reform die verfügbaren Haushaltseinkommen bei unter-
schiedlichen Erwerbsumfängen beeinflusst. Dabei spielt der Haushaltskontext eine wesentliche
Rolle: Für Mini-/Midijobber, deren Haushalt aktuell aufstockend Arbeitslosengeld II erhält, ent-
stehen durch die Umwandlung in voll sozialversicherungs- und lohnsteuerpflichtige Tätigkeiten
nahezu keine Anreize, den Erwerbsumfang zu verändern, da die höheren Beiträge beziehungsweise
Lohnsteuern zu einer Erhöhung des Arbeitslosengeld II in gleicher Höhe führen. Quantitativ rele-
vante Arbeitsangebotseffekte sind hingegen zu erwarten, sofern es sich bei dem Mini-/Midijobber
um einen zweitverdienenden Partner beziehungsweise Partnerin handelt und das Haushaltsein-
kommen jenseits der Arbeitslosengeld-II-Bedürftigkeitsschwelle liegt. Bei diesen Haushalten ent-
stehen gegenläufige Arbeitsangebotseffekte: Insbesondere für zweitverdienende Minijobber ist zu
erwarten, dass sie sich vom Arbeitsmarkt zurückziehen (negativer Partizipationseffekt), da ihr Ein-
kommen nach der Reform voll lohnsteuerpflichtig wäre und das Nettoeinkommen des Haushalts im
Vergleich zum Status quo sinken würde. Das Ehegattensplitting erzeugt dabei zusätzliche Anreize,
den Erwerbsumfang des Zweitverdieners zu reduzieren. Gleichzeitig entstehen für Zweitverdiener,
insbesondere für Midijobber im oberen Bereich der Midijob-Gleitzone, aber auch Anreize, ihren
Erwerbsumfang von Teil- auf Vollzeit zu erhöhen, da nach der Reform Beschäftigungen mit Einkom-
men oberhalb der Midijob-Gleitzone relativ günstiger erscheinen.

Insgesamt ist also zu erwarten, dass durch die Abschaffung der Mini- und Midijobs Arbeitsanreize in
einem signifikanten, aber geringen Ausmaß lediglich für Haushalte oberhalb der Arbeitslosengeld-
II-Bedürftigkeitsschwelle entstehen. Für solche Haushalte ist mit negativen Partizipationseffekten
für den Zweitverdiener zu rechnen. Der Effekt auf das Arbeitsangebotsvolumen der Zweitverdiener
dürfte allerdings aufgrund der beschriebenen gegenläufigen Effekte gering sein, sodass es insge-
samt zu keinen spürbaren Effekten auf das Arbeitsangebot kommt.

Aus gleichstellungspolitischer Sicht gehören Minijobs – besonders in Kombination mit dem Ehe-
gattensplitting – zu den rechtlichen Regelungen, die eine geschlechtsspezifische Arbeitsteilung
begünstigen. Unter anderem die Sachverständigenkommission für den Zweiten Gleichstellungsbe-
richt der Bundesregierung empfiehlt daher in ihrem Gutachten: „Die Förderung von Minijobs sollte
durch eine grundsätzliche Besteuerung von Einkommen aus geringfügiger Beschäftigung sowie
die Einführung einer Sozialversicherungspflicht oberhalb einer niedrig anzusetzenden Bagatellein-
kommensgrenze abgebaut werden“ (BMFSFJ 2017, S. 241).

3.4.5 Arbeitszeit

DIE LINKE fordert eine Reduzierung der zulässigen gesetzlichen Wochenhöchstarbeitszeit auf maxi-
mal 40 Stunden; die zulässige tägliche Höchstarbeitszeit soll dabei nicht erhöht werden.

Eine generelle Reduktion der zulässigen gesetzlichen Wochenhöchstarbeitszeit auf maximal 40
Stunden ist aus Sicht des IAB nicht empfehlenswert. Das Arbeitszeitgesetz sieht eine zulässige werk-
tägliche Höchstarbeitszeit von acht Stunden vor. Das ergibt bei sechs Werktagen eine wöchent-
liche Höchstarbeitszeit von 48 Stunden. Im Ausnahmefall kann die werktägliche Arbeitszeit auf
bis zu zehn Stunden verlängert werden. Diese Ausnahmeregelegung erfordert es, dass der Durch-
schnitt von acht Stunden werktäglich innerhalb von sechs Kalendermonaten oder innerhalb von
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24 Wochen nicht überschritten wird. Die ausnahmsweise Mehrarbeit muss also im Bezugszeitraum
durch eine entsprechende Arbeitszeitreduktion kompensiert werden.

Diese Regelung stellt einen Flexibilitätskompromiss zwischen den berechtigten Flexibilitätsan-
forderungen dar, die Betriebe an ihr Personal stellen, und den gleichermaßen berechtigten
Flexibilitäts- und Schutzinteressen der Beschäftigten. Betriebe können auf diese Weise etwa
unvorhersehbare Auftragsspitzen im Rahmen eines flexiblen Betriebszeitmanagements auffangen.
Beschäftige andererseits können davon ausgehen, dass die betriebsseitig erforderliche Mehrarbeit
innerhalb eines vorhersehbaren Zeitraums wieder ausgeglichen wird. Das Arbeitszeitgesetz gibt für
einen derartigen Flexibilitätskompromiss einen geeigneten Rahmen ab, da es gleichermaßen Ver-
bindlichkeit garantiert und Flexibilität ermöglicht. Es bedarf seiner umso mehr, als im Zuge der
Digitalisierung die betrieblichen Flexibilitätsanforderungen steigen (zum Beispiel Warning/Weber
2017). Zugleich sind aber auch die Flexibilitätsbedarfe auf der Arbeitnehmerseite gestiegen, etwa
durch den anhaltenden Trend zu Doppelverdiener-Haushalten (Weber 2017a).

Das Arbeitszeitgesetz ist der Hintergrund, vor dem die durchaus unterschiedlichen Interessen an
Arbeitszeitflexibilität von Beschäftigten und Betrieben vermittelt werden können. Es erlaubt den
Einsatz einer großen Anzahl von Instrumenten zur flexiblen Gestaltung der Arbeits- und Betriebszei-
ten. Die Arbeitszeiten des Gros der Beschäftigten entsprechen nicht einem starren „Nine-to-five“-
Arbeitstag im Rahmen der Arbeitswoche: 39 Prozent der abhängig Beschäftigten arbeiten in Teil-
zeitarbeit. Rund ein Viertel der Beschäftigten können im Rahmen von Gleitzeitarbeit mit Arbeits-
zeitkonten Arbeitszeitvariationen in Lage und Dauer vornehmen (Lott/Chung 2016). Außerdem ist
zu erwähnen, dass bei 11 Prozent der Männer und 8 Prozent der Frauen mittlerweile gar keine for-
mellen Arbeitszeitregelungen mehr bestehen (Lott/Chung 2016), sie ihre Arbeitszeit also in Lage
und Dauer selbst festlegen, was gleichermaßen Freiheitsgrade wie die Abwesenheit von Schutz-
standards bedeuten kann.
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